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1 Konjunkturbericht (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

In Verbindung mit: 

Wirtschaftswarntag – Was unternimmt die Landesregierung (Bericht bean-
tragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 1]; Präsentation [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3564  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ihnen ist vielleicht von den Obleuten mitgeteilt wor-
den, dass wir besprochen haben, uns diesen Konjunkturbericht ab jetzt dreimal im Jahr 
vorstellen zu lassen und dann darüber zu diskutieren.  

Prof. Dr. Torsten Schmidt (RWI): Ich werde Ihnen einen kurzen Überblick über die 
aktuelle Lage in Nordrhein-Westfalen und den Ausblick für dieses Jahr geben. Wir ha-
ben zum Beginn dieses Jahres unsere Prognose für Nordrhein-Westfalen und auch für 
Deutschland insgesamt noch einmal gesenkt. Die Indikatoren zum Jahresende haben 
sich insgesamt etwas schlechter dargestellt, als wir das im Herbst noch erwartet hatten, 
was uns zu dieser Abwärtsrevision Anlass gegeben hat.  

(Folie 2) 

Wir machen für Nordrhein-Westfalen eine Quartalsschätzung, die ich Ihnen als Grafik 
mitgebracht habe. Wir erwarten auf Basis unserer indikatorengestützten Schätzung, 
dass die Wirtschaftsleistung in Nordrhein-Westfalen um 0,1 Prozentpunkte gegenüber 
dem Vorquartal zurückgegangen ist. Im Jahresdurchschnitt kommen wir auf eine Stag-
nation, also ein Nullwachstum gegenüber dem Vorjahr. Die amtlichen Zahlen vom Ar-
beitskreis VGR der Länder werden im März veröffentlicht; das ist also unsere Schätzung.  

Das Statistische Bundesamt hat schon die Zahlen für Deutschland veröffentlicht; dort 
sieht man derzeit -0,2. Nordrhein-Westfalen steht also etwas besser da. Nach unserer 
Analyse liegt das vor allem am Bausektor. Vor allem der öffentliche Bau, aber auch 
der Wirtschaftsbau sind weniger stark abwärtsgerichtet als in Deutschland insgesamt. 
Der gesamte Dienstleistungssektor, der einen großen Teil der Wirtschaftsleistung aus-
macht, ist in Nordrhein-Westfalen etwas stärker aufwärtsgerichtet als in Deutschland 
insgesamt, sodass wir zu einer etwas günstigeren Einschätzung für Nordrhein-West-
falen kommen.  

Zum Jahresbeginn erwarten wir eine leichte Erholung; auch das sieht man an dieser 
indikatorgestützten Nowcast, wie wir das nennen, also die Prognose des aktuellen 
Quartals. Insgesamt scheint die Wirtschaft aber doch in einer Wartehaltung zu sein. 
Viele Verbraucher, aber auch Unternehmen sind verunsichert. Man wartet auf die Bun-
destagswahl. Die Unsicherheitsindikatoren sind zum Ende des Jahres deutlich ange-
stiegen, als die Neuwahlen angekündigt wurden. Private Haushalte halten Anschaffun-
gen zurück. Man sieht, dass die Sparquote angestiegen ist. Die verfügbaren Einkommen 
steigen wieder, aber die Leute halten das Geld zurück. Das mag zum einen an der 
Arbeitsmarktsituation liegen, die sich verschlechtert hat, das liegt aber mit Sicherheit 
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auch daran, dass die Haushalte abwarten, was an zusätzlichen Belastungen nach der 
Bundestagswahl auf sie zukommt. Ähnlich ist es bei den Unternehmen: Auch da werden 
richtungsweisende Entscheidungen erwartet, was die Energiepolitik und was andere 
wichtige Standortfaktoren angeht. Da hält man sich anscheinend auch mit Investitionen 
zurück, bis man nach der Wahl Klarheit hat.  

(Folie 3) 

Das drückt sich auch in einer sehr schlechten Stimmung in der Wirtschaft aus. Wir 
haben hier die Umfrageergebnisse der Industrie- und Handelskammer in Nordrhein-
Westfalen abgebildet. Auf der linken Seite unten sehen Sie die Balken; das ist die 
Lagebeurteilung. Die hat sich in der Frühjahrsumfrage etwas verbessert. Eine wirkliche 
Kehrtwende kann man nicht ablesen, aber es ist doch etwas weniger schlecht, als es 
noch in der Herbstumfrage war. Die Erwartungen haben sich aber noch weiter ver-
schlechtert. Insgesamt, muss man sagen, sind wir immer noch auf einem sehr niedrigen 
Niveau. Die Stimmung in der Wirtschaft ist gemessen an diesen Indikatoren, aber auch 
an anderen, sehr schlecht. Auch das deutet auf eine abwartende Haltung hin. Man 
braucht Impulse, um hier zu einem deutlichen Stimmungsumschwung zu kommen.  

(Folie 4) 

Die Ursachen für die Wirtschaftsschwäche sind sehr unterschiedlich; das sieht man an 
diesen vier Bildern für die Wirtschaftszweige sehr deutlich. Bei den Kraftwagen und 
Kraftwagenteilen hat die Abwärtsbewegung eigentlich schon in den Jahren 2017/2018 
angefangen; 2018 hatte man den Hochpunkt. Wir bekommen im Moment die Informa-
tionen von IT.NRW leider erst ab 2020; deswegen haben wir etwas später anfangen 
müssen. Die Automobilindustrie macht uns schon seit Längerem Sorgen. Das liegt 
zum Teil an Technologieentscheidungen, die in die falsche Richtung gezeigt haben 
und sich jetzt durch eine mangelnde Wettbewerbsfähigkeit ausdrücken.  

In den anderen Bereichen sind neue Belastungen dazugekommen. In der Chemie 
sieht man das sehr deutlich; dort setzt diese Abwärtsbewegung erst 2022 durch den 
starken Anstieg der Energiepreise ein. Das ist halt eine andere Belastung als in der 
Automobilindustrie. Die ist dazugekommen und belastet jetzt die energieintensiven In-
dustrien sehr stark. Man sieht auch hier: Obwohl die Energiepreise wieder gesunken 
sind, hat eine wirkliche Erholung in diesem Bereich noch nicht stattgefunden. Produk-
tion ist ins Ausland verlagert worden und bisher noch nicht wiedergekommen. Die Be-
fürchtung ist gerade in diesem Bereich, dass die auch nicht zurückkommen wird.  

Diese großen Wirtschaftsbereiche strahlen auf andere Wirtschaftszweige aus. Das 
sieht man im Maschinenbau; den haben wir uns in diesem Bericht einmal etwas ge-
nauer angeschaut: Die Produktion ist ab 2022 gesunken. Das liegt daran, dass dieser 
Bereich sehr stark mit anderen Wirtschaftszweigen, mit der Automobilindustrie, mit der 
Chemie verbunden ist. Man liefert Maschinen in diese Bereiche für Investitionen. Wenn 
die Nachfrage aus diesen Bereichen fehlt, macht sich das auch im Maschinenbau be-
merkbar. Der Bereich ist nicht direkt betroffen, sondern leidet unter der Nachfrage-
schwäche in anderen Wirtschaftszweigen. Das sieht man im Inland, das sieht man 
aber auch aus in der relativ schwachen Nachfrage aus dem Ausland.  

(Folie 5)  
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Die Nachfrage nach Maschinen und Anlagen aus dem Ausland ist regional sehr unter-
schiedlich. Ich habe für Europa Frankreich abgetragen. Da sieht man eine leichte 
Rückwärtsbewegung. Die Konjunktur im Euroraum hat sich insgesamt noch nicht wieder 
komplett erholt. Da kann man noch etwas hoffen, dass die Nachfrage wieder ansteigt. 
Man sieht einen relativ deutlichen Rückgang aus China; dort hat man Wettbewerbsfä-
higkeit oder Marktanteile gegenüber chinesischen Anbietern verloren. Da ist eher die 
Erwartung, dass sich das nicht so schnell umkehrt. Die Nachfrage aus den USA ist 
getrieben durch Investitionsprogramme dort recht kräftig. Das ist natürlich ganz gut, 
weil es die Wirtschaft stützt, weil es den Maschinenbau stützt, aber es ist auch ein 
Risiko durch Trump, durch die Ankündigung von Zöllen, dass die letzte Stütze des 
Exportes auch noch weggerissen wird. Dann würden wir in eine deutlich ausgepräg-
tere Schwächephase kommen, als wir das derzeit prognostizieren.  

(Folie 6) 

Ich hatte schon angedeutet: Die Stimmung ist schlecht. Das lässt sich auch an der 
Risikobeurteilung abschätzen, die die Industrie- und Handelskammern in ihren Umfra-
gen ermittelt haben. Man sieht, dass das Thema „Energie und Rohstoffe“ immer noch 
bedeutend ist; das ist zu Beginn angestiegen. Auch die wirtschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen werden aber als Risiko betrachtet. Die Beurteilung ist auch hier auf einem 
sehr hohen Niveau. Das ist das Abwarten der Wirtschaftspolitik nach der Bundestags-
wahl; das spielt hier sicher hinein. Der Fachkräftemangel ist als Thema wenig überra-
schend zurückgegangen. Die Unternehmen stellen nicht mehr so stark ein oder ent-
lassen sogar; dann wird dieses Thema zumindest vorübergehend weniger gewichtig.  

(Folie 7)  

Der Arbeitsmarkt hat sich im Laufe des Jahres verschlechtert. Die Arbeitslosigkeit ist 
angestiegen, aber angesichts dieser doch sehr anhaltenden Schwächephase mit zwei 
Jahren Stagnation und leichtem Rückgang würden wir diesen Arbeitsmarkt immer 
noch als recht robust bezeichnen. Wir erwarten auch keinen weiteren Anstieg der Ar-
beitslosigkeit in diesem Jahr. Es gibt eine leichte Schwankung, aber im Jahresdurch-
schnitt würden wir erwarten, dass die Arbeitslosigkeit auf dem derzeitig hohen Niveau 
stagniert. Das ist nach wie vor noch eine Stütze, weil das natürlich auch für Kaufkraft 
sorgt. Wenn die Schwäche im Unternehmenssektor weiter anhält, wenn die Entlassun-
gen weiter fortgeführt werden, könnte sich das Bild auch hier natürlich ganz anders 
darstellen, aber wir würden den Arbeitsmarkt im Moment immer noch als eine Stütze 
der Konjunktur ansehen.  

(Folie 8) 

Wenn ich das ganz zum Schluss zusammenfassen darf: Wir erwarten insgesamt nach 
der Stagnation im vergangenen Jahr ein ganz leichtes Plus für Nordrhein-Westfalen 
von 0,3. Das erwarten wir auch für Deutschland insgesamt. Es gibt keine Abkopplung 
in die eine oder andere Richtung, weil die Belastungen sehr ähnlich sind; deswegen 
würden wir erwarten: Getrieben von den Dienstleistungen gibt es eine leichte Aufwärts-
bewegung. Das verarbeitende Gewerbe wird sicherlich noch länger brauchen, um aus 
dieser Durststrecke herauszukommen.  
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Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Vielen Dank an Sie und das Team des RWI für 
die Arbeit, die Sie sich regelmäßig machen, die konjunkturelle Entwicklung für das 
Land Nordrhein-Westfalen darzustellen. Ich glaube, die Herausforderungen, denen wir 
gerade gegenüberstehen, sind mehr als deutlich geworden. Ich möchte ein paar Er-
gänzungen aus meiner politischen Wahrnehmung vornehmen und die wichtigsten wirt-
schaftspolitischen Aktivitäten des Ministeriums erläutern. Einiges werden Sie schon 
kennen, vor allem aus jüngsten schriftlichen und mündlichen Berichten auch hier im 
Ausschuss.  

Bemerkenswert finde ich den wissenschaftlichen Blick auf die Auswirkungen von Po-
pulismus und Verunsicherung. Studien zeigen: Länder mit populistischer Politik verlie-
ren bis zu 10 % ihres BIP über 15 Jahre; so hat es das Institut der Weltwirtschaft in 
Kiel errechnet. Populismus schadet also der Wirtschaft. Die Populisten verbessern die 
Situation der einfachen Leute nicht, führen zu weniger Wachstum, mehr Inflation und 
höheren Schulden. Die Unabhängigkeit der Justiz leidet, faire und freie Wahlen und 
Pressefreiheit bleiben auf der Strecke.  

Daraus folgt für den politischen Raum unmittelbar, dass eine neue Bundesregierung 
vor allem die Unsicherheit im Land spürbar reduzieren muss. Das ergibt auch die Zu-
sammenfassung der Umfragen von IHK und RWI. Es braucht eine Aufbruchstimmung 
in der Bundesrepublik. Damit kann es dann auch gelingen, den Populisten den Boden 
zu entziehen. Leicht wird das nicht, aber ich hoffe, dass der Wille da sein wird. Deshalb 
möchte ich noch einmal deutlich sagen: Demokratinnen müssen sich in der Sache hart 
streiten, aber sich nach einem harten Streit in der Sache immer wieder in die Augen 
schauen können. Gerade der Wirtschaftsstandort ist darauf angewiesen, dass dieses 
demokratische Miteinander Grundlage wirtschaftlicher Prosperität ist.  

(Zustimmung von Dr. Werner Pfeil [FDP]) 

Die messbare Verunsicherung ist schon vor der Coronapandemie langsam angestie-
gen; inzwischen liegt sie leider so hoch wie nie zuvor. Das alles führt zu Zurückhaltun-
gen bei Investitionen, aber eben auch beim Konsum. Offene Grenzen sind dabei eben 
nicht nur ein Wert an sich; sie haben auch eine ökonomische Dimension: Wartezeiten 
für Pendlerinnen und Pendler, Lkw, Personalkosten, Lagerhaltung, all das kann Kosten 
von mehr als 20 Milliarden Euro pro Jahr verursachen, so eine Veröffentlichung der 
Bertelsmann Stiftung. „Zölle rauf, Grenzen dicht und Migrantinnen raus“ ist jenseits 
des Atlantiks gerade die vermeintlich einfache Lösung. Ganz von einer moralischen 
Verantwortung gegenüber Schutzsuchenden abgesehen muss aber klar sein, dass 
verteuerte Importe und fehlende Arbeitskräfte vor allem die Inflation anheizen. Zudem 
besteht ein Problem der Handelsumlenkung. Wasser sucht sich seinen Weg; so finden 
Waren eben auch über Drittstaaten ihren Weg an den Zollschranken vorbei.  

Wir haben die Diskussion gerade jeden Tag in den Medien, dass der neue Präsident 
der Vereinigten Staaten ihr Glück in Zöllen sieht. Die Landesregierung begegnet dem 
mit einer klaren Antwort: Europa muss entschlossen und geschlossen handeln. Europa 
ist der größte Binnenmarkt der Welt; in Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten 
muss man sich deswegen nicht ohne Not kleinmachen. Wir können auch Teil einer 
Lösung für einen möglichen Konflikt der USA mit China sein; da kann die Europäische 
Union Verbündete sein.  
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Im Herzen Europas brauchen wir jetzt erst recht weltweit regelbasierten Freihandel 
und offene Märkte. Dafür tritt die Landesregierung ein. Deswegen war ich auch im 
letzten August mit einer Wirtschaftsdelegation in den Vereinigten Staaten, um klarzu-
machen: Nordrhein-Westfalen hat Interessen, aber bringt mit den Interessen eben 
auch immer Werte mit.  

Wir müssen Unternehmen, Wertschöpfung und Beschäftigung im Land fit für die Zu-
kunft machen; dann können wir zeigen: Demokratinnen sind besser für das Land als 
Populisten. Dabei gilt die Maxime: Geht nicht, gibt es nicht. – Wir werden weiterhin 
pragmatisch und lösungsorientiert an den Herausforderungen arbeiten. Wir brauchen 
dafür gesenkte Energiekosten. Auch da ist die nächste Bundesregierung gefragt, end-
lich zu liefern. Es wäre geradezu verrückt, ausgerechnet jetzt von der Transformation 
abzulassen, wo die ersten Erfolge sichtbar werden.  

In zwei Jahren haben wir mehr als ein Drittel der insgesamt in NRW installierten Leis-
tung an Photovoltaik zugebaut. Worüber seit Jahrzehnten geredet wurde, wurde in 
zwei Jahren halt einfach gemacht. Wettbewerbsfähige Strom- und Wärmepreise sind 
Voraussetzung für einen erfolgreichen Wirtschaftsstandort. Wir müssen Wort halten; 
der Bund ist gefragt. Wichtige Elemente einer günstigen und versorgungssicheren 
Energieversorgung auf Basis erneuerbarer Energien sind die dringend notwendige 
steuerbare Kraftwerksleistung und Reservemechanismen, Speicher und Netze inklu-
sive Netzstabilitätsanlagen sowie eine erhöhte Flexibilität auf der Lastseite. Wir brau-
chen eine Kraftwerkssicherung, die geregelt in einem Gesetz mit den notwendigen 
Ausschreibungsvolumina und der Novelle des Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetzes für 
NRW von besonderer Bedeutung ist.  

Sie werden gelesen haben, dass wir beim Bürokratieabbau einige konkrete Beispiele 
im Bericht aufgeführt haben. Ich möchte deswegen nicht weiter Listen vorlesen, sondern 
gehe davon aus, dass Sie dazu vielleicht noch Rückfragen stellen werden. Wir wollen 
konzentriert daran weiterarbeiten, Schritt für Schritt der Entrümpelung der Bürokratie 
beizutreten und das Möglichste dafür tun, dass es so einfach, so schlank und so digital 
wie möglich ist, sobald man in Nordrhein-Westfalen mit Regierung zu tun hat.  

Wir haben beim Wissens- und Technologietransfer auch in diesem Jahr noch eine 
Schippe draufgelegt und unterstützen, was notwendig ist, nämlich den Ideenreichtum 
aus den Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen gerade in den 
Mittelstand zu bringen. Damit setzen wir einen wichtigen Rahmen, damit der Mittel-
stand die Innovationskraft aufs Gleis setzt und zeigen kann, was in ihm steckt.  

Außerdem will ich bei all dem, wobei ich nicht schönrede, wie die Lage gerade ist, auch 
erwähnen, dass wir erfolgreiche Ansiedlungen in Nordrhein-Westfalen zu verzeichnen 
haben, und zwar quer durchs ganze Land und immer dann, wenn über die Ebenen 
hinweg Ansiedlungen gewollt sind. Wo der Wille der Bürgermeister – egal ob im nörd-
lichen Ruhrgebiet, im Rheinischen Revier, am Niederrhein, im Bergischen – vorhan-
den ist, gelingt es uns, von der Idee für die Ansiedlung bis zum Spatenstich innerhalb 
von teilweise 10 bis 14 Monaten zu zeigen: Auch in der bestehenden Gesetzeslage 
sind wir handlungsfähig und zeigen, Bürgerinnen und Bürgern: wo ein Wille, da ein 
Weg. 
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In Nordrhein-Westfalen wurde im Jahr 2024 fast 1 Milliarde Euro Wagniskapital inves-
tiert; das ist eine gute Nachricht für den Start-up-Standort Nordrhein-Westfalen. Wir 
glauben, dass die Maßnahmen der Landesregierung tatsächlich wirken. Verbesserte 
Rahmenbedingungen für Start-ups, ein gründungsfreundliches Ökosystem, in Regie-
rung, in Kommunen und in Bezirksregierungen Verantwortliche, die möglich machen, 
was machbar ist. All das setzen wir an Rahmen.  

2025 soll es konjunkturell, so hat es Herr Schmidt gerade dargestellt, allmählich wieder 
aufwärtsgehen. Die Beschäftigung in Nordrhein-Westfalen wächst. Die strukturelle 
Krise allerdings haben wir damit noch nicht überwunden. Die Landesregierung wird 
weiterhin Tag für Tag sehr konzentriert an der Behebung von strukturellen Defiziten 
arbeiten.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Das war der gesammelte Applaus für Sie, Frau Minis-
terin, wie auch für Herrn Professor Dr. Schmidt. Ganz herzlichen Dank für den Vortrag. 
Vielen Dank auch für die Einordnung der Landesregierung. Das gibt uns, glaube ich, 
jetzt genug Grundlage für die weitere Diskussion.  

Dietmar Brockes (FDP): Frau Ministerin, ich finde es positiv, dass Sie endlich auch 
die Lage erkannt haben, wie schlecht die Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen dasteht, 
nachdem Sie in den letzten fast drei Jahren versucht haben, das immer schönzureden. 
Fangen wir mit 2023 an, als Sie den Bericht noch mit den Worten kommentiert haben: 
Die Wirtschaft kämpft sich aus der Rezession. – Vor zweieinhalb Jahren haben Sie es 
so dargestellt; das Gegenteil ist eingetreten.  

Im Februar 2024 hieß es: verhaltener Jahresstart für die Wirtschaft, schwieriges Um-
feld, aber Wirtschaft robust. – Im Juni hieß es dann: Es geht wirtschaftlich wieder auf-
wärts in Nordrhein-Westfalen. – Im Oktober sprachen Sie dann davon: Es gibt leider 
leichte konjunkturelle Seitwärtsbewegungen. – Genau das Gegenteil ist der Fall. Die 
Lage hat sich in den letzten zweieinhalb Jahren unter Ihrer Wirtschaftspolitik immer 
weiter verschlechtert. Sie haben insbesondere leider den Schwerpunkt auf die Dekar-
bonisierung gelegt, aber nicht darauf, wie wir in Nordrhein-Westfalen wieder Wachs-
tums- und Wohlstandsmotor werden. Deshalb ist es auch nicht beruhigend, wenn wir 
leicht über dem Bundestrend liegen. Unser Anspruch muss ein anderer sein. Deshalb 
reicht es uns auch nicht, wenn Sie hier, wie in den letzten drei Jahren, immer nur nach 
Berlin zeigen.  

Sie haben angesprochen, dass es nach der Bundestagswahl sicherlich noch eine Zeit 
braucht, bis es in Berlin wieder positive Signale gibt. Gerade diese Zeit muss die Re-
gierung doch nutzen und mit eigenen Maßnahmen schauen, dass Nordrhein-Westfa-
len wieder aus dieser schlechten Wirtschaftssituation herauskommt. Ich vermisse bei 
Ihnen aber nach wie vor die Maßnahmen. Sie loben sich jetzt dafür, dass Sie nach fast 
drei Jahren das Board eingerichtet haben. Das heißt, Sie fangen jetzt an zu diskutie-
ren, was besser gemacht werden kann. Eigentlich müssten wir schon längst im Doing 
sein. Das ist eben leider unter Ihrer Führung nicht der Fall gewesen.  
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Sie haben völlig recht, dass wir dafür sorgen müssen, dass der Populismus nicht weiter 
zunimmt, aber das funktioniert nur, Frau Ministerin, wenn wir auch dafür sorgen, dass 
die Probleme kleiner werden. Da vermisse ich Ihr Handeln; das muss ich in aller Deut-
lichkeit sagen. Wir brauchen hier in Nordrhein-Westfalen-Signale, die eben dafür sor-
gen, dass es mit der Wirtschaft wieder aufwärtsgeht, dass der Wohlstand, den wir uns 
über Jahrzehnte erarbeitet haben, auch erhalten bleiben kann. Das muss man bei 
Ihnen leider komplett vermissen. Wir haben viele Vorschläge gemacht – darauf können 
wir gleich auch gerne noch eingehen –, aber die sind bisher immer von den Mehrheits-
fraktionen abgelehnt worden, weil man sich die Lage viel zu schöngeredet hat.  

Herr Professor Schmidt, danke noch einmal für Ihren Bericht. Bei dem, was zu tun ist, 
muss ich wohl sagen, bin ich noch nicht so ganz überzeugt. Bei Ihnen geht der Blick 
sehr allgemein nach Berlin. Ein alter Marketingspruch besagt: Stärken starkmachen. – 
Wo sind Ihre Ansatzpunkte? Welche Empfehlungen würden Sie dem Ministerium und 
der Politik in Nordrhein-Westfalen geben, um selbst die Potenziale zu heben, die im 
Land vorhanden sind?  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Der Blick auf die Daten ist gut und hilfreich. Haben 
Sie aber darüber hinaus auch Handlungsempfehlungen, was man machen müsste, um 
wieder herauszukommen? Sie blicken schon auf 2025. Wir sehen schon in den letzten 
Jahren eine sehr schlechte Entwicklung; bei der Chemieindustrie war es besonders 
deutlich. Kann man eigentlich bei allem Verständnis für Schwierigkeiten in Bezug auf 
Ausblicken, die weiter in die Zukunft gehen, schon Prognosen wagen, wie sich die 
Wirtschaft oder einzelne Branchen in den Jahren 2026 bis 2028 vor dem Hintergrund 
entwickeln, dass wir gerade in den letzten Jahren eine Schwächephase haben und im 
harten internationalen Wettbewerb mit anderen Regionen, mit anderen Ländern ste-
hen, die sich auch schon in den letzten Jahren gleich besser entwickelt haben? Was 
bedeutet das eigentlich insgesamt für den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen?  

Jan Matzoll (GRÜNE): Ich komme bei den Statements von Herrn Brockes nicht umhin, 
kurz darauf einzugehen, insbesondere nachdem die Ministerin sehr deutlich gemacht 
hat, wie ernst die Lage ist und wie wichtig es ist, dass die demokratischen Kräfte sach-
lich und konstruktiv mitarbeiten. Diese Vergangenheitsbewältigung und die sehr be-
wusst einseitige Darstellung von Aussagen der Ministerin der letzten Jahre ist sicher-
lich nicht hilfreich, um nach vorne gerichtet zu schauen, wie wir gemeinsam etwas 
machen können. An vielen Stellen – das zeigt der Bericht, und das zeigen auch viele 
Statements der demokratischen Fraktionen in diesem Landtag – sind wir nah beiei-
nander. Bei der genauen Umsetzung sind wir sicherlich unterschiedlicher Meinung, 
aber eine Darstellung zu wählen, die so tut, als wären einzelne Fraktionen oder gar die 
regierungstragenden Fraktionen inklusive der Landesregierung bei zentralen Punkten 
wie Energiepreisen und dem Bürokratieabbau nicht unterwegs, ist nicht hilfreich und 
wird der Sache auch nicht gerecht.  

Gerade bei Bürokratie und bei Infrastruktur gibt es Versäumnisse, die einfach lange 
angelaufen sind und von Regierungen auf Landes- und Bundesebene mit sehr unter-
schiedlichen Farben fortgesetzt wurden. Gerade beim Bürokratieabbau finde ich es 
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ganz schön, wenn man das zusammen mit Infrastruktur und maroden Brücken sieht. 
Das ist im Grunde ein sehr ähnliches Phänomen, das zu ähnlichen Effekten in der 
Wirtschaft führt: Bürokratie führt ähnlich wie nichtfunktionierende Verkehrswege dazu, 
dass wir große Umwege machen müssen, um zum Ziel zu kommen. Das hängt dann 
auch mit den jeweiligen Kosten zusammen, bzw. werden manche Wege eben auch 
nicht mehr von der Wirtschaft gegangen.  

Herr Brockes sprach vom Gegensatzpaar Wirtschaftswachstum und Investitionen in 
Klimaschutz und Transformation. Wie schätzen Sie Investition in die Transformation, 
in den Klimaschutz, in zukünftige grüne Märkte gerade auch für Standortsicherung – 
über BP werden wir gleich noch sprechen – ein, die wichtig sind, sodass dieses Ge-
gensatzpaar ganz und gar nicht zutrifft?  

André Stinka (SPD): Herr Professor Schmidt, Ihre Ausführung erreichen uns in einer 
Zeit – die Ministerin hat es ausgeführt –, in der es wichtig ist, wie man mit Worten um-
geht. Da muss ich gleich einen Kritikpunkt an der Ministerin loswerden: Wenn man in 
der Süddeutschen Zeitung liest, dass Entlassungen in Unternehmen alternativlos sind, 
weiß ich nicht, wie das auf diejenigen motivierend wirken soll, die von Entlassungen 
betroffen sind und sich darum bemühen, über Beschäftigungssicherung zu reden. Na-
türlich sind das schwierige Lagen, aber ich hätte schon von der Landesregierung er-
wartet, dass sie ganz vorsichtig mit den Begriffen „Entlassungen“ und „alternativlos“ 
umgeht, zumindest etwas sensibler.  

Wir haben gerade noch einmal gehört, dass sich die Landesregierung rühmt, insbe-
sondere bei der Bürokratieentlastung aktiv zu sein. Führen wir uns allerdings die An-
hörung zu Gemüte, die wir anlässlich des FDP-Antrags vor zwei Wochen zur Halbzeit-
bilanz der schwarz-grünen Landesregierung hatten. Herr Felsch, den wir alle kennen, 
sagt, außer einer Pressemitteilung ist nichts gekommen. Dann sehen wir, dass der 
Bürokratieabbau in der Wirtschaft zumindest nicht so stark wahrgenommen wird. Wer 
gestern die E-World besucht und an den Ständen mit den Vorständen gesprochen hat, 
wird das gleiche Beispiel haben. Herr Bogumil hat ausgeführt, dass sicherlich einige 
Verfahren angelaufen sind, aber ich meine, Sie regieren knapp drei Jahre, und die 
Clearingverfahren laufen sehr schleppend.  

Sie konnten in der vorletzten Ausschusssitzung nicht genau One-in-one-out erläutern. 
Was sind denn eigentlich die Grenzen für Gesetzesänderung bzw. die Wegnahme von 
Verordnungen? Da fehlt nach wie vor eine klare Struktur. Pressemitteilungen bringen 
gerade für die mittelständische Wirtschaft noch keine Entlastung. Daher wären wir 
dankbar, das eine oder andere zu hören, was sich konkret darstellen lässt. Die Anhö-
rung ist uns allen noch im Ohr. Herr Felsch ist nicht derjenige, der als sozialdemokra-
tische Vorfeldorganisation eingestuft werden kann. Daher glauben wir den Hinweisen 
schon sehr.  

In vielen Bereichen haben wir eine Investitionsschwäche. Die SPD-Fraktion hat bereits 
in der letzten Wahlperiode deutlich gemacht, dass wir eigene Maßnahmen im Land, 
unseren Transformationsfonds, initiieren müssen. Sie haben auch vom Investitions-
booster gesprochen, allerdings mal wieder mit dem Finger nach Berlin gezeigt. Herr 
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Professor Schmidt, wie könnte das Land eigene Impulse für Investitionen setzen? Gibt 
es Beispiele aus anderen Bundesländern, die sich in dem Bereich engagieren?  

Automotive beschäftigt uns nicht erst seit der Problematik, die wir bei Ford in Köln 
haben, sondern, Herr Professor Schmidt, Sie haben deutlich gemacht, seit dem Jahr 
2017, 2018; es ist also eine sich aufzeichnende Krise. Die hat sicherlich auch mit Po-
pulisten zu tun, die immer wieder einstreuen, die Antriebstechnik sei, wenn man zu-
rückgeht zum Verbrenner … Das hält die SPD-Fraktion für völligen Kokolores, weil 
Klarheit wichtig ist, in welche Richtung man geht. Das hat mit der Ladeinfrastruktur, 
aber auch damit zu tun, dass sich die Automobilindustrie auf Elektroantriebe bei Pkw 
geeinigt hat, wenn man sich genau mit der Gesetzeslage beschäftigt. Es wäre wichtig, 
dass alle, die daran interessiert sind, darüber reden und uns nicht auf abseitige Pfade 
beschränken. Wenn das so früh bekannt gewesen ist, wie haben andere Länder wie 
beispielsweise Baden-Württemberg auf diese Situation reagiert, die keine Überra-
schung ist? Was würden Sie in einer solchen Lage empfehlen, weil viele Fachkräfte 
vorgehalten werden, weil dort viel Know-how vorhanden ist und eine Zulieferindustrie 
gesehen werden kann, die sich durch hohe Flexibilität auszeichnet? 

Christian Loose (AfD): Ich war zu Beginn noch in der Ältestenratssitzung, das heißt, 
es lag heute nicht an Autobahnen oder am Zug, sondern ich hatte eine vorherige Sitzung. 
Ich habe aber von meinem Mitarbeiter gehört, Herr Schmidt, was Sie gesagt haben, 
zum Teil auch, was Frau Neubaur gesagt hat; einen Teil habe ich noch mitbekommen. 
Nach dem, was ich mitbekommen habe, Frau Ministerin Neubaur, braucht es aus Ihrer 
Sicht nur eine gute Stimmung, damit es wieder vorwärtsgeht, also mit guter Stimmung 
wieder mit der Titanic in den Abgrund, wenn man das mal so zusammenfasst. Die 
bösen Populisten sind schuld und ruinieren ihre Länder. Anscheinend läuft es in Italien, 
in den USA schlechter als in Deutschland, doch die Zahlen, sagen irritierenderweise 
etwas ganz anderes:  

Dank günstiger Energie in den USA sollen dort 500 Milliarden Euro in die KI-Industrie 
investiert werden, und zwar nicht vom Staat bezahlt, wo Herr Habeck einen Scheck 
von 10 Milliarden Euro zum Beispiel an Intel, glaube ich, überreichen wollte, 600 Milli-
onen Euro für Northvolt oder andere. Nein, die werden dort von der privaten Industrie 
investiert, unter anderem aufgrund günstiger Energie und anderer Rahmenbedingun-
gen. Frankreich lockt die KI-Industrie mit günstigem Strom aus Kernkraftwerken. Der 
Preis liegt immer noch bei 4,2 Cent. Frankreich hat übrigens gerade die Preise für 
Mittelstand und private Haushalte massiv gesenkt. Deutschlands Preise für Strom sind 
die weltweit höchsten aller Industrieländer, doch laut Regierung liegt die Stagnation 
nur daran, dass die sogenannten Erneuerbaren nicht schnell genug gebaut werden. 
Die Landesregierung und Frau Neubaur wollen mit Windrädern, die 20 Jahre lang ga-
rantiert mehr als 9 Cent bekommen, den Industriestrompreis auf 5 Cent senken. Da 
werden einfachste mathematische Grundsätze ignoriert.  

Der einzige Sektor, der wächst, ist der öffentliche Dienst. Dort haben wir tatsächlich in 
den letzten Jahren einen massiven Aufwuchs in den Ministerien und in verschiedenen 
Behörden mit neu geschaffenen Beauftragten, mit Meldewesen, wo wir tatsächlich viel 
Bürokratie geschaffen haben, wo viel Effizienz verloren geht, was am Ende auch 
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Industrie und Wirtschaft belastet. Die Industrie flieht in die Kurzarbeit, in die Insolvenz 
oder ins Ausland. Wir müssen jetzt schauen, wie wir dies ändern können. Das geht 
nur mit günstiger und versorgungssicherer Energie. Doch Sie haben alle zusammen 
mit Ihren Freunden in der EU die Zertifikatspreise für den Strombereich durch die soge-
nannte Marktstabilitätsreserve 2019 und damit die Herstellungskosten für Kohle- und 
Gaskraftwerke auf 10 Cent pro Kilowatt in die Höhe getrieben, zum Teil verdreifacht. 
Die Kernenergie, die CO2-frei zu Preisen von 3 Cent liefern konnte, bestehende Kern-
kraftwerke wurden von den selbs ternannten demokratischen Parteien abgeschaltet. 
Was bleibt, sind eben wetterabhängige Stromversorgung, Import aus dem Ausland 
und Abschaltung der Industrie.  

Die Bundesregierung feiert sich gerade für den Rückgang der CO2-Emissionen, die 
aber vor allen Dingen dadurch zustande kam, dass die Industrie viel weniger produziert 
und viel weniger investiert. Die Grundstoffindustrie geht massiv zurück. Sie haben mit 
der Einführung auf Bundesebene zusammen mit SPD und CDU jetzt auch noch die 
CO2-Preise für 2027 mit dem ETS-II-Gesetz massiv erhöht – nicht für den Strombe-
reich, nein, für den Rest, zum Beispiel für die Leute, die mit dem Lkw die Waren trans-
portieren. Da können demnächst Spritpreise von durchaus 2,17 Euro auftreten. Das 
wird die Inflation weiter massiv anheizen, denn fast alle Waren werden in Deutschland 
transportiert. Herr Schmidt, inwiefern blockieren die hohen Energiepreise und die sich 
weiter abzeichnenden Erhöhungen die industrielle Entwicklung und damit die Chance 
auf gut bezahlte Arbeitsplätze in der Industrie?  

Prof. Dr. Torsten Schmidt (RWI): Zuerst zur Frage nach der Einschätzung der Wirt-
schaftsentwicklung. Ich habe bei Ihren Zitaten die eine oder andere Überschrift unserer 
Konjunkturberichte von früher wiedererkannt. Es ist natürlich Teil des Problems, dass 
wir schon 23 Konjunkturberichte für Nordrhein-Westfalen geschrieben haben und eigent-
lich wie alle Prognostiker die Stagnationsphase nicht vorhergesehen haben. Das ist 
sicher Teil des Problems, dass man nicht gut auseinanderhalten konnte, was konjunk-
turell und was strukturell ist; das ist erst im Laufe der Zeit nach und nach offensichtlich 
geworden. Es sind immer wieder Probleme dazu gekommen.  

Zunächst dachte man, die Automobilindustrie ist zum Teil strukturell. Das wurde von 
Corona überlagert. Dann kamen die Lieferkettenprobleme dazu, dann die Gas- und 
Energiepreise. Jetzt stellt man plötzlich fest, dass man auch international Marktanteile 
verloren hat. Das ist eine Erkenntnis, die im letzten Jahr gewachsen ist und die wir 
nach und nach in unsere Prognosen eingebaut haben. Sie sehen eigentlich bei allen 
Prognostikern in Deutschland, dass man die Prognosen nach und nach gesenkt hat, 
weil man eben zu der Erkenntnis gekommen ist: Da ist doch mehr strukturell, als wir 
das zum Beispiel noch vor zwei Jahren gesehen haben. Daher jetzt die stärkere Ab-
wärtsrevision der Prognosen.  

Da würden wir inzwischen auch bei den Handlungsempfehlungen ansetzen. Aus un-
serer Sicht ist die vordringliche Aufgabe, die strukturellen Probleme anzugehen. Man 
sollte nicht mit kurzfristigen Konjunkturprogrammen versuchen gegenzusteuern – ich 
glaube, das fordert derzeit auch niemand –, sondern es geht darum, den Standort 
Deutschland wieder attraktiver zu machen, die Unternehmen in Deutschland, aber 
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auch international wettbewerbsfähiger zu machen. Da gibt es eine ganze Reihe von 
Möglichkeiten. Das Wichtige aus unserer Sicht ist, Forschung und Entwicklung zu stär-
ken und Wagniskapital bereitzustellen, damit Start-ups auch wirklich über die erste 
Hürde hinwegkommen; da scheint es eine Finanzierungslücke zu geben. Es gibt viele 
gute Ideen, die letztlich nicht in die Umsetzung kommen. Da muss man nacharbeiten.  

Ich hatte das bei einer anderen Gelegenheit schon einmal erwähnt: Im Rheinischen 
Revier, wo viel Geld investiert wird, wo viele neue Ideen entwickelt werden, hören Sie 
genau das, wenn Sie mit Leuten, mit Unternehmen sprechen, dass diese Finanzie-
rungslücke immer noch ein Problem ist und dass viele gute Ideen zu versanden drohen, 
weil man eben nicht dazu kommt, das Ganze hoch zu skalieren und wirklich zu neuen 
Produkten zu entwickeln. Mit dem Rheinischen Revier, in das ja viel Geld fließt, hat 
man wirklich eine Chance, etwas Neues anzustoßen. Man sollte auch dafür sorgen, 
dass wirklich viele Produkte zur Marktreife gelangen.  

Damit komme ich erst einmal zu Wachstum und Transformation. Man sieht schon – 
auch da ist das Rheinische Revier ein gutes Beispiel –, dass es viele gute Ideen gibt, 
in der Kreislaufwirtschaft, aber auch aus dem Agrarsektor Produkte und neue Verpackun-
gen zu entwickeln, die wieder abgebaut werden können, und ähnliche Dinge. Da ist 
einiges unterwegs, aber mein Gesamteindruck ist, dass die Investition im Moment 
durch die Verunsicherung, durch die Reibungsverluste, die auch Herr Habeck letztens 
angesprochen hat, im Aggregat noch eher gehemmt werden. Man ist in einer Über-
gangsphase, es muss umgebaut werden, es ist in vielen Bereichen nicht ganz klar.  

Bei der Versorgungssicherheit mit Energie zum Beispiel werden Investitionen zurück-
gehalten, weil die Leute sagen: Wenn ich mir eine neue Maschine hinstelle, muss ich 
wissen, wie ich sie die nächsten 20 Jahre antreiben kann. – Ich glaube, das ist immer 
noch das überwiegende Problem, aber nichtsdestotrotz sieht man natürlich viele kleine 
Ansätze. Die Hoffnung muss sein, dass dieses innovative Potenzial irgendwann über-
wiegt und man dann auch Wachstumsimpulse aus dieser Richtung bekommt. Dass die 
Transformation der Wirtschaft hin zur Klimaneutralität von Anfang an ein Wachstums-
treiber sein wird, haben wir nie behauptet. Man sieht jetzt auch sehr deutlich, dass das 
nicht der Fall ist, sondern dass man einfach erst einmal viel Geld in die Hand nehmen 
muss, um diese Transformation zu schaffen; dann wird sicherlich auch etwas Neues 
wachsen.  

Zum Ausblick für 2026. Wir machen eine Prognose für 2026 für Deutschland insgesamt; 
die lässt sich auch auf Nordrhein-Westfalen unterbrechen. Wie viele Kollegen auch 
sehen wir inzwischen eine weitere Erholung, die aber sehr stark von der Annahme 
getrieben wird, dass nach der Bundestagswahl Entscheidungen getroffen werden, 
dass Rahmenbedingungen verbessert werden, dass Klarheit geschaffen wird, die zu 
einer deutlichen Reduzierung der Unsicherheit führen. Das könnte einer dieser Im-
pulse sein. Bei den privaten Haushalten ist Geld vorhanden, die Sparquote ist gestie-
gen. Das kann durchaus ausgegeben werden, wird es aber nicht. Wenn man Klarheit 
schafft, könnte das zu einer Belebung führen. Ähnlich verhält es sich bei Investitionen: 
Wenn man die Rahmenbedingungen verbessert, sollte das auch die Investitionstätig-
keit in Deutschland wieder anregen.  
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Die Prognosen bewegen sich im Moment eher unter 1 oder um 1. Das ist kein Auf-
schwung, das ist keine deutliche Erholung, sondern eine leichte Belebung und Erho-
lung nach zwei bis drei Jahren Stagnation. Da könnte noch mehr passieren; auch da 
sind wir inzwischen deutlich zurückhaltender geworden, was die Einschätzungen an-
geht. Wir haben auch die Potenzialschätzung nach unten revidiert; da sind wir inzwischen 
noch bei Raten von 0,5 %. Das ist das längerfristige Wachstum, das wir erwarten. In 
der Größenordnung könnte das passieren, wenn in den nächsten Monaten eine deut-
liche Besserung eintritt.  

Die Energiepreise sind natürlich nach wie vor eine Belastung in Deutschland. Sie sind 
hoch; das waren sie früher auch schon. Das Problem ist eher, dass sich andere Stan-
dardfaktoren verschlechtert haben. Mit einer einzigen Belastung kommt man ganz gut 
aus, aber wenn sich der ganze Kranz verschlechtert, bekommen die Unternehmen 
Probleme. Eine Reduzierung der Energiepreise wäre sicherlich eine Hilfe, aber nicht 
die einzige. Ich glaube nicht, dass wir den Strompreis in Deutschland so senken können, 
dass wir unter die Preise von anderen Ländern kommen; das hatten wir vor der Krise 
auch nicht. Man muss schon den gesamten Kranz an Rahmenbedingungen steuern, 
aber auch die Infrastruktur angehen, um zu einer Verbesserung der Unternehmen zu 
kommen. Bürokratieabbau ist immer ein Thema, das genannt wird, und Digitalisierung. 
Es gibt viele Stellen, die man alle gleichzeitig angehen müsste, um Unternehmen davon 
zu überzeugen, in Deutschland und in Nordrhein-Westfalen zu investieren. Die sollte 
man nach und nach angehen. Ein wichtiger Punkt ist auch, die Kommunen in die Lage 
zu versetzen, wieder Investitionen zu tätigen. Die sind einer der größten öffentlichen 
Investoren in Deutschland. Man sollte in Nordrhein-Westfalen ihre Handlungsfähigkeit 
erhöhen, um Investitionen in Schulen und in Bildung tätigen zu können.  

Was lernen wir aus anderen Ländern? Gerade in der Automobilindustrie sieht man 
sehr deutlich, dass Produktionstätigkeiten ins Ausland verlagert werden. Wenn man 
das technisch betrachtet, driften Produktionsindex und Bruttowertschöpfung auseinan-
der. In den Bundesländern gibt es deutliche Unterschiede. Das liegt eben daran, dass 
höherwertige Tätigkeiten gerade in der Automobilindustrie in Deutschland gehalten 
werden. Forschung und Entwicklung finden in Baden-Württemberg und in Bayern statt, 
während die Produktion, die teurer geworden ist, ins Ausland verlagert wird. Daran 
hängen natürlich auch die Arbeitsplätze; deswegen findet in diesem Bereich der Stel-
lenabbau statt. Man sollte auf jeden Fall – das scheint ein Ansatz dieser Bundesländer 
zu sein – diese höherwertigen Tätigkeiten halten. Forschung und Entwicklung sollten 
weiter stattfinden. Man wird nicht jeden Industriearbeitsplatz in Deutschland oder in 
Nordrhein-Westfalen halten können. Diejenigen, die abgeflossen sind, werden sicher-
lich nicht zurückkommen, und es werden auch noch weitere abfließen. Das ist aber zu 
verkraften, wenn an anderen Stellen neue Arbeitsplätze im Dienstleistungsbereich 
oder eben durch Start-ups auf zukunftsfähigen Handlungsfeldern geschaffen werden.  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Ich gehe auch gern noch einmal quer durch den 
Gemüsegarten auf die Rückmeldung zu den Ausführungen ein; vielen Dank dafür. Vielen 
Dank noch einmal, Herr Professor Schmidt, dass Sie auch noch einmal eingeordnet 
haben, wie die Lage in der Vergangenheit beschrieben wurde, wo wir damals standen 
und wo wir heute stehen. Es ist natürlich kein Trost zu wissen, dass sich die nordrhein-
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westfälische Industrie seit Sommer 2024 besser entwickelt als der Bundesdurchschnitt, 
weil die Entwicklung im Gesamten viel zu schlecht ist. Das sind aber Zahlen, Daten 
und Fakten, die sich aus den wissenschaftlichen Erkenntnissen des RWI ergeben.  

Richtig ist es aber genauso, bei dem, wie schwierig die wirtschaftliche Lage ist, wie 
groß die strukturellen Probleme sind, nicht zu unterlassen, auch die positiven Dinge 
zu beschreiben, und es gibt positive Dinge. Es ist ein gutes Signal für Nordrhein-West-
falen, dass wir uns beim Wagniskapital sozusagen richtig nach vorne gekämpft haben. 
Es ist gut, dass die landeseigene Förderbank gerade in Finanzierungsrunden mit Pro-
grammen mithilft, dass die guten Ideen auch erfolgreiche Geschäftsmodelle werden. 
Wir geben in Programmen eben die Möglichkeiten, die wir haben, durch Förderung 
oder eben haushaltsunabhängig durch eine Förderbank für Digitalisierung und Trans-
formation, einen Schwerpunkt für die Branchen, die tatsächlich neu entstehen und 
wachsen. Die Gründungen, die erfolgreich auf dem Markt hochlaufen, lassen sich auf 
Life-Science, Deep-Tech und Clean-Tech zusammenfassen. Das sind genau die Be-
reiche, die auch das Wirtschaftsministerium strategisch im Einzelplan 14 hinterlegt hat, 
und zwar trotz deutlicher Einsparnotwendigkeiten. Diese Landesregierung hat gemeinsam 
beschlossen, bei weniger Einnahmen zu priorisieren und zu fokussieren. Am wenigsten 
dürfen wir dort sparen, wo es um Kinder, Jugendliche, Schülerinnen und Schüler sowie 
Menschen in Ausbildung geht. Trotzdem haben wir die Investitionsmittel im Einzelplan 14 
im Vergleich von 2024 zu 2025 um 10 % erhöht. Sie betragen im Einzelplan 14 jetzt 
40 %, und das, lieber André Stinka, bei den engen Vorgaben, die die Länder in der 
Verschuldungsregelung des Bundes haben.  

Die Antwort einer Wirtschaftsministerin lautet dann eben nicht, nur mit dem Finger nach 
Berlin zu zeigen, sondern auch mit den Möglichkeiten zu steuern, die wir aus dem 
Wirtschaftsministerium investiv ins Land geben können. Die Kehrseite der Medaille ist 
aber: Es ist eben weniger als vielleicht früher möglich, konsumtiv schöne Dinge machen 
zu können. Über diese Investitionsmittel wollen wir dazu beitragen, dass es Wachs-
tumsimpulse gibt. Dabei erlaube ich mir schon, darauf hinzuweisen: Im Weltwirt-
schaftsforum in Davos – das sind alles andere als grüne Vorfeldorganisationen, die 
sich dort treffen – wurde deutlich benannt, was die großen Krisen, was die großen 
Herausforderungen für wirtschaftliche Prosperität sind. Das sind die Folgen der Klima-
krise, das sind die Folgen des Biodiversitätsverlustes.  

Die Unternehmen quer durch die Bank – vom kleinsten Handwerksbetrieb über den 
Mittelstand bis hin zur Industrie – gehen trotz der Verunsicherung nicht zurück in die 
1980er-Jahre, sondern sie fordern bessere Bedingungen, damit wir die Transformation 
gut bewerkstelligt bekommen. Die Energiepreise werden in Bezug auf Merit-Order, 
Kapazitätsmarkt, Kraftwerksicherungsgesetz, Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz usw. 
eben auf Bundesebene geregelt. Ich glaube, Sie alle konnten nachvollziehen, dass die 
Landesregierung, dass das Energie- und Wirtschaftsministerium alle Möglichkeiten ge-
nutzt hat, Mehrheiten der Länder in Fachministerkonferenzen herzustellen, Mehrheiten 
im Bundesrat herzustellen, um an die Bundesregierung zu adressieren: Ihr müsst die 
Energiekosten senken. Ihr müsst es wie Frankreich machen: Frankreich subventioniert 
die Energiekosten zum Beispiel für die Industrie und auch für ein Zukunftsfeld wie KI 
in höchstem Maße. Wenn das im europäischen Rahmen möglich ist, wird das auch für 
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die Bundesrepublik Deutschland möglich sein. Für mich ist das eine der Top-Prioritäten 
der neuen Bundesregierung.  

Ich will noch einen kurzen Blick auf den Umweltwirtschaftsbericht werfen, den Sie viel-
leicht am Rande wahrgenommen haben, und in Erinnerung rufen: Jährlich entstehen 
da 20.000 Arbeitsplätze. Mit 14,5 Milliarden Euro Exportleistung ist die Umweltwirt-
schaft wirklich ein international wettbewerbsfähiger Teil unserer Wirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen. Sie trägt insgesamt mit 9 Milliarden Euro zu unserer Wirtschaftsleis-
tung bei. Das bedeutet, dass es eben auch die Erfolgsgeschichten gibt. Damit sage 
ich ja nicht, dass es keine strukturelle Krise gibt, aber wenn wir nicht sagen, dass es 
Erfolgsgeschichten gibt, frage ich Sie: Wer soll denn dann die Zuversicht, die auch die 
jungen Auszubildenden brauchen, die heute aufgestanden sind, um ihrem Unterneh-
men in geopolitisch schwierigsten Rahmenbedingungen Aufträge zu bringen, wer soll 
deren Wunsch nach Verbesserung der Rahmenbedingungen und der dort ausgedrückten 
Zuversicht vertreten, wenn nicht zum Beispiel ich als Ministerin, die am Ende immer 
auch Teil eines Sprachrohrs der Industrie und Wirtschaft Nordrhein-Westfalens ist?  

Damit komme ich zum letzten Punkt, dem großen Bereich der Verschlankung der Ver-
fahren, der Entrümpelung der Bürokratie, der Vereinfachung und Digitalisierung. Mir 
wurde auch aus den benannten Kreisen unternehmer nrw und anderen rückgespiegelt, 
dass sie explizit den Weg, den wir jetzt einschlagen … Das ist kein Kaffeekränzchen, 
bei dem diskutiert wird, lieber Herr Brockes, sondern konkrete Arbeit. Wir sind nicht 
auf dem Weg, ins Doing zu kommen, sondern wir befinden uns mitten drin. Die Landes-
regierung nutzt die Möglichkeit, Praxischecks zu machen, also zu prüfen, welche Wirkung 
eigentlich eine gesetzliche Regelung oder ein Vorhaben für die kleinste Einheit eines 
mittelständischen Unternehmens hat, wenn es darum geht, die Dinge umsetzen zu 
müssen.  

Ich bin fest davon überzeugt: Wenn das am Schreibtisch der Energieeinkäuferin in 
mittelständischen Unternehmen nicht funktioniert, werden wir nicht dazu beitragen, dass 
wir schneller werden. Ich glaube, die Zahlen der Genehmigungen der Windenergiean-
lagen, die von Ihnen im Landtag beschlossene Mittel für die volldigitalisierte Kollabo-
rationsplattform für alle emissionsschutzrechtlichen Genehmigungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen sind ein Beleg dafür, dass man die Dauer der Genehmigungen 
deutlich beschleunigen kann. Das machen wir nicht exklusiv für die Erneuerbaren, 
sondern nutzen die Erkenntnisse, um es zu skalieren.  

Das Wirtschaftsministerium treibt das im engen Schulterschluss mit der Staatskanzlei 
weiter voran. Wir bringen uns über Herrn Speich, unseren Staatssekretär in Berlin, 
selbstverständlich in die Omnibusverordnung der Europäischen Union ein, um gerade 
die vielen europäischen Regelungen und die Regulatorik sinnhaft zu entschlacken, 
sodass sie das Ziel erfüllen kann, das sich Europa in den einzelnen Bereichen gesetzt 
hat, damit sich die Menschen nicht von der Idee Europas verabschieden.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Vielen Dank Ihnen beiden für die Erläuterung. – Jetzt 
sehe ich schon wieder eine ganze Menge weiterer Meldungen, die kommen auch alle 
dran. Ich würde trotzdem den Vorschlag machen, dass wir noch eine zweite Runde 
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machen und dann in der Tagesordnung weiter voranschreiten, die noch sehr lang ist. 
Wir haben bis 13 Uhr Sitzung.  

Christian Loose (AfD): Herr Schmidt, Sie sagten, dass die Strompreise vorher nicht 
niedriger waren als in anderen Ländern. Im BDEW-Bericht aus dem Jahre 2021 gibt 
es eine Folie zur Min-Max-Bandbreite Industriestrompreis; ich weiß nicht, ob Sie die 
kennen. Ich selbst komme aus der Energiebranche, das nur als Hinweis. Danach ist 
es möglich, dass die energieintensive Industrie von sehr vielen Belastungen befreit 
wird, also damals EEG, hauptsächlich Stromsteuer etc. Auf der Folie davor zum Strom-
preis für Industriegroßabnehmer kommt man in den Jahren 2014 bis 2020 auf Preise 
von fünf bis sechs Cent. Das halte ich für die Großindustrie im Vergleich zu anderen 
Ländern schon für sehr günstig. Sie sagten: Das werden wir nicht erreichen. – Wir 
haben aktuell Preise für die energieintensive Industrie, die fast verdoppelt sind. Wie 
kann man es schaffen, diese Preise wieder so tief zu drücken? Was war aus Ihrer Sicht 
der Hauptgrund, dass die Preise immer noch so hoch sind? Inzwischen hat sich die 
Marktsituation ein bisschen verändert: CO2 vielleicht, Kernkraft, was immer Sie dazu 
sagen mögen.  

Frau Ministerin hat gerade gesagt, dass Frankreich den ARENH-Tarif subventioniert. 
Wir wissen ja, wie viel EEG-Strom subventioniert wird; dazu gibt es ein Konto, da kommen 
wir auf einige Milliarden Euro. Vielleicht können Sie als Wirtschaftsministerin einschätzen, 
wie viel das die Franzosen kostet. Wie hoch ist denn die Belastung im französischen 
Haushalt, also im Bundeshaushalt oder den Länderhaushalten, je nachdem? Was kostet 
die französischen Bürger die Subvention für den ARENH-Tarif?  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Kollege Matzoll, das war eben wieder die typische Phrase 
von Ihnen, die Lage doch nicht so schlimm reden zu müssen, wir müssen doch ge-
meinsam machen und so. Ich muss sagen: Ich finde es echt bemerkenswert, dass Sie 
gar nicht zuhören, sondern herunterleiern, was man Ihnen aufgeschrieben hat, ohne 
darauf einzugehen, was andere gesagt haben. Ich habe vorher gesagt: Es reicht nicht 
aus, die Probleme zu benennen. Ihre beiden Fraktionen sind in der Regierungsverant-
wortung; dann müssen die Probleme eben gelöst werden. Nur so können wir auch das 
Problem des Populismus erfolgreich bekämpfen. Vielleicht erkennen Sie die Probleme 
wenigstens schon einmal an, aber gehen Sie es endlich an.  

Sie rufen dazu auf, wir müssen das gemeinsam machen. Wir haben mindestens zwei 
Anträge in den letzten zwei Jahren gestellt, mit denen wir ganz konkrete Maßnahmen 
vorgeschlagen haben, wie wir es besser machen können. Die haben Sie pauschal ab-
gelehnt; Sie sind noch nicht einmal auf die einzelnen Punkte eingegangen. Ich bin so fair, 
ich gebe Ihnen noch eine Chance. Wir haben nämlich den Antrag, zu dem wir letzte 
Woche eine Anhörung hatten – Kollege Stinka hat daraus zitiert –, im Moment in der 
Beratung. Das sind ganz konkrete Maßnahmen. Sagen Sie, welche Punkte Sie mit uns 
zusammen umsetzen wollen; dann machen wir daraus einen gemeinsamen Antrag.  

Da ist zum Beispiel der Punkt, den Professor Schmidt eben angesprochen hat, was 
Start-ups angeht, dass wir noch viel stärker für Scale-up sorgen müssen, dass Mittel 
zur Verfügung stehen. Dann werden Sie vermutlich wieder sagen: Wir haben zu wenig 
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Haushaltsmittel. – Dann gestalten Sie die Risikokapitalfonds so, dass sich auch Private 
beteiligen können, denn das ist ja der Punkt: Nicht alle Investitionen, die in diesem 
Land notwendig sind, müssen vom Staat ausgehen, sondern wir müssen dafür sorgen, 
dass wieder privates Kapital investiert wird. Das wären Vorschläge, aber dazu habe 
ich von Ihrer Seite noch nichts gehört. Wir machen Ihnen gerne den Vorschlag, aber 
wenn Sie den Antrag einfach wieder nur pauschal ablehnen, weiß jeder, was man von 
Ihren Vorschlägen zu halten hat.  

Frau Ministerin, ich habe Board nicht als Kaffeekränzchen bezeichnet; das ist nicht 
freundlich, wenn Sie mir das unterstellen würden. Ich habe wohl gesagt, dass es drei 
Jahre zu spät kommt. Sie sagen, Sie sind im Doing, aber im nächsten Satz sagen Sie: 
Wir prüfen das. – Es geht um die Umsetzung. Die Sachen müssen nicht nur geprüft 
werden, sie müssen umgesetzt werden. Bis eine Veränderung, die Sie durchführen, 
bei der Wirtschaft wirkt, bis unten jemand merkt, dass Sie etwas verändert haben, 
vergeht mindestens ein Jahr. Wir haben zweieinhalb Jahre verloren.  

Wenn Sie zu Recht die Energiepreise ansprechen, setzen Sie wieder auf staatliche 
Subventionen und nennen das Beispiel aus Frankreich. Es ist der völlig falsche Weg, 
wenn die Politik meint, Sie müsste alles mit Subventionen zuschütten. Wir müssen 
vielmehr für Rahmenbedingungen sorgen, dass die Energiepreise wieder sinken. Sie 
machen genau das Gegenteil: Sie haben die Energiemengen unnötig verknappt, in-
dem Sie den Kohleausstieg von 2038 auf 2030 vorgezogen haben. Mir muss mal jemand 
erklären, dass man aussteigt, ohne zu wissen, wo man einsteigt. Ich kenne keinen 
Privaten, der auf sein Auto angewiesen ist und es abmeldet, obwohl er weiß, dass das 
neue Fahrzeug erst in zwei Jahren geliefert wird. Das würde kein Mensch machen, 
aber so machen Sie die Energiepolitik mit dem Hinterzimmerdeal mit Herrn Habeck 
und Herrn Krebber. Das sorgt natürlich nicht für Versorgungssicherheit und macht die 
Situation noch deutlich schwieriger.  

Ich vermisse nach wie vor, welche eigenen Maßnahmen Sie im Land unternehmen, 
um die Wirtschaft wieder nach vorne zu bringen. Sie könnten zum Beispiel die Grund-
erwerbsteuer endlich senken und Flächen mobilisieren. Das wäre ein gutes Konjunk-
turprogramm, um gerade auch Anreize zu schaffen, dass diejenigen, die investieren 
wollen, auch schnell weiterkommen. Die Förderbürokratie haben wir schon mehrfach 
angesprochen, bei der wir die Verfahren verschlanken bzw. die Förderprogramme ei-
gentlich abschaffen müssten, denn was gefordert wird, wollen die meisten – gerade 
die Kommunen – sowieso machen. Bei den privaten Förderprogrammen müssen wir 
gezielt helfen, wo es notwendig ist, aber bei den Förderprogrammen setzen Sie insbe-
sondere auf die Transformation und haben dann Programme, die noch nicht einmal 
abgerufen werden.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Aus meiner Sicht hat Herr Professor Schmidt deutlich 
gemacht, dass wir in einer wirtschaftlichen Lage sind, aus der wir nicht wieder heraus-
kommen, wenn wir nicht gewisse Maßnahmen greifen, also wenn wir die Bedingungen 
für die Wirtschaft in Deutschland insgesamt verbessern. Um das in den Sport zu über-
setzen: Wir sind im Langstreckenlauf, und die Spitzengruppe läuft die letzten Kilometer 
immer schneller. Wir fallen zurück. Wir haben den Anschluss an die Spitzengruppe 
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verloren. Wie kommen wir wieder an die Spitze? Dafür muss ich zumindest genauso 
schnell laufen, wie die Spitzengruppe, wenn nicht sogar ein bisschen schneller, um 
wieder ans Feld heranzukommen. Wenn man einfach bei der Geschwindigkeit bleibt, 
fallen wir immer weiter zurück, werden wir immer weiter durchgereicht.  

Sie haben das in Ihrem Ausblick für 2026 schon gesagt und setzten beim Potenzial-
wachstum sogar schon voraus, dass gewisse Maßnahmen getroffen werden. Selbst 
der Status quo macht uns noch schlechter. Ich glaube, es ist ganz wichtig, dass wir 
das alle auch auf jeder politischen Ebene verinnerlichen. Ich bin hoffnungsvoll, dass 
im Bund in wenigen Wochen der Schalter umgelegt wird, dass eine Agendapolitik ge-
macht wird, dass wir den Menschen wieder mehr zutrauen, aber auch sagen, dass wir 
als Land, als Gesellschaft, als Bürgerinnen und Bürger mehr machen müssen. Das 
muss auf der Landesebene passieren.  

Wir haben zum Beispiel auch das Paket zum Bürokratieabbau von vor wenigen Wo-
chen, das in Nordrhein-Westfalen noch konkreter mit Leben gefüllt wird. Das muss mit 
Sicherheit auch auf der europäischen Ebene besser geschehen. Der Draghi-Report 
macht konkrete Vorschläge, wie Europa wieder wettbewerbsfähiger sein kann. Das 
muss letztlich auch in jeder Behörde gelebt werden: in den Kommunen, in den Bezirks-
regierungen usw. Zum Teil gibt es gute Beispiele, die wir auch alle aufzählen können, 
wo etwas pragmatisch gemacht worden ist. Es gibt aber auch viele Beispiele – jeder 
Kollege kann das aus eigener Erfahrung sagen –, bei denen wir vielleicht nicht genug 
Mut, nicht genug Flexibilität haben, wenn es darum geht, wie man Unternehmen das 
Leben leichter macht und wie neue Unternehmen und neue Arbeitsplätze entstehen. 
Es ist jetzt ganz wichtig, dass wir an allen diesen Stellen daran arbeiten. Dazu sind 
auch alle demokratischen Parteien aufgerufen.  

Wenn wir es nicht gemeinsam hinbekommen, wenn wir keinen Umschwung bekom-
men, wenn Deutschland nicht insgesamt herauskommt, macht das in der Tat nur die 
extremistischen Parteien stark. Es ist unsere Aufgabe, das zu lösen, denn wir werden 
unsere Verteidigung nicht organisieren können, wir werden unseren Sozialstaat nicht 
aufrechterhalten können, wir werden auch die Transformation nicht bewältigen kön-
nen, wenn das Fundament keine starke Wirtschaft, keine starke Industrie ist, die uns 
mit den Steuereinnahmen auch das Geld zur Verfügung stellt, um die Herausforderung 
dieser Zeit zu meistern.  

Jan Matzoll (GRÜNE): Ich würde mich aufgrund der Zeit auf wenige Punkte beschrän-
ken wollen. Ich glaube, man muss elf Tage vor der Bundestagswahl nicht auf jeden 
Fatalismus eingehen, der geschildert wird. Anträge, die man zehnmal einbringt, die 
aber weiterhin nicht gegenfinanziert sind, die kein sinnvolles Gesamtkonzept haben, 
werden dadurch leider auch nicht besser – auch nicht, wenn man sie von der jeweili-
gen Bundespartei abschreibt.  

Bürokratieabbau, Planungsbeschleunigung, Genehmigungsbeschleunigung sind ein 
ganz zentraler Faktor, wie schon herausgestellt wurde. Ich wollte zumindest auf die 
Anhörung und Ihre Darstellungsweise eingehen, Herr Stinka. Einerseits möchte ich 
daran erinnern, dass Herr Professor Bogumil darauf hingewiesen hat, dass jeder Büro-
kratieabbau und Planungsbeschleunigung will, aber wenn es um die Umsetzung geht, 
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wird es schwierig. Als er sagte, dass man bei der aktuellen Landesregierung merkt, 
dass tatsächlich endlich einmal etwas passiert, haben alle Sachverständigen genickt. 
Die Wahrnehmung war also eindeutig. Darüber, dass wir trotzdem an vielen Stellen 
sicherlich weiter Optimierungsbedarf haben und wir uns wohl alle über ganz konkrete 
Vorschläge freuen, sind wir uns völlig einig.  

Was Herr Felsch gesagt hat, auf diese Pressemitteilung zu beschränken, wird ihm 
nicht gerecht. Besser trifft es die Formulierung, die er selbst gewählt hat, dass die 
Zusammenarbeit zwischen der Wirtschaft, zwischen unternehmer nrw und der Landes-
regierung eng und konstruktiv ist. Das gibt sehr viel besser wieder, was dort gesagt 
wurde, als Ihre doch sehr verfälschte Darstellung.  

André Stinka (SPD): Herr Mazoll, den Satz habe ich mir mitgeschrieben, weil die Op-
position natürlich immer auf solche Sätze wartet. Zum anderen gehe ich davon aus, 
dass Sie in einem guten Austausch sind, da Sie drei Jahre regieren. So oft wir aber 
hier im Ausschuss hören „wir sind im Dialog“, „wir sind im Austausch“, muss ich aber 
doch sagen: Das ist ja noch keine Maßnahme. „Konstruktiv“ und „nachhaltig“ mischen 
Sie auch noch ein. Ich schätze Dialog sehr, aber das hilft den Leuten vor Ort nicht. Ich 
finde es richtig, was Herr Bogumil dargestellt hat. Ist denn geplant, dass die Praxis-
checks ausgeweitet werden? Ich will daran erinnern, wann Sie ins Amt gekommen 
sind: 2022. Wir haben jetzt 2025. Es gibt einen einzigen Praxischeck. Sie haben Er-
fahrungen gesammelt – das ist mir auch nicht verborgen geblieben – bei Windkraftge-
nehmigungen. Planen Sie, das auch für andere zu erweitern? Darauf, finde ich, kann 
man Wert legen.  

Wenn wir die Unternehmen besuchen – gestern war das Paradebeispiel die E-World –, 
wird eben nicht über digitalisierte Akten berichtet. Es wird nicht berichtet, dass weniger 
eingereicht werden muss. Entweder hatten wir gestern die falschen Gesprächspartner, 
oder Sie waren auf einer anderen Ausstellung. Wird der Praxischeck also erweitert, 
was vielen helfen kann? Das ist ja ein gutes System.  

Zum Bund-Länder-Pakt für Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung. Wie weit ist 
denn die Umsetzung? Sie sagen: Die Hälfte ist schon geschehen. – Von der Hälfte 
haben aber viele Unternehmerinnen und Unternehmer, besonders im Mittelstand, um 
die es uns auch geht, nichts gemerkt. Entweder müssen Sie an Ihrer Darstellung ar-
beiten, oder andere Dinge fehlen. Es ist ja gut, wenn man das macht, das ist ja auch 
richtig. Ich bin auch nach 30 Jahren in der Politik vorsichtig mit Bürokratieabbau, denn 
wir müssen auch ehrlich sein: Nicht nur der Staat macht Regelungen, sondern die 
Verbände und die Beliehenen. Jeder hat immer noch ein Schippchen draufzulegen. 
Mit Blick auf Populisten würde ich mir das als Staat nicht immer anziehen. Jeder von 
uns kennt Verbände und Vereinigungen, die, wenn man an Bürokratie ran will, immer 
noch hundert Gründe finden, warum das aber nicht geht. Das muss man auch einmal 
ehrlich sagen, weil wir heute ein bisschen Grundsatzreden halten. Das sollte man mit 
Ehrlichkeit auch noch einmal deutlich machen. Das machen wir, wenn die Tür zu ist, 
und sagen den Verbänden auch: Ach, Sie wünschen sich noch fünf Punkte, zeigen 
aber mit dem Finger immer auf den Staat. – Daher bin ich immer einer derjenigen, die 
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sagen: Der Staat ist nicht der alleinige Treiber von Bürokratie, sondern viele andere 
auch.  

Weil Herr Untrieser Draghi angesprochen hat: Draghi spricht auch ganz klar davon – 
das ist wichtig; das hatten wir im Rahmen unserer Debatte um den Transformations-
fonds angesprochen –, dass dringend öffentliche und private Investitionen notwendig 
sind. In den letzten 20 Jahren ist zu wenig passiert, sonst wäre doch bei der Bahn das 
Stellwerk in Dortmund eben digitalisiert, oder der Breitbandausbau wäre schneller voran-
gekommen. Das sind Dinge, die helfen. Die Rahmedetalbrücke ist auch nicht erst in 
den letzten drei Jahren kaputt gegangen, sondern da gab es eine ganze Reihe anderer 
Minister, die meist aus Bayern kamen. Die haben halt Investitionsentscheidungen nach 
Füssing gelegt und nicht an die A45; da müssen wir uns auch ehrlich machen. Egal, 
wer die Bundesregierung stellt, ist mir als SPD-Vertreter wichtig: Wir sollten vorsichtig 
sein, wie wir die Herkulesaufgabe bewerkstelligen wollen, denn die Probleme, die wir 
haben, sind in den letzten 20 Jahren entstanden und nicht erst in den letzten drei Jahren. 
Daher ist es sinnvoll, das Erwartungsmanagement so zu organisieren, dass man die 
Dinge, die 20 Jahre nicht angegangen wurden, Schritt für Schritt angeht. Da schließe 
ich auch unsere Fraktionsvertreter ein; so selbstkritisch muss man auch sein.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich bedanke mich bei Ihnen ganz herzlich für die sehr 
rege und umfangreiche wirtschaftspolitische Aussprache. Ich habe Wert darauf gelegt, 
dass alle ausführlich zu Wort kommen konnten. Mit Blick auf die Uhr würde ich jetzt 
noch einmal Herrn Professor Dr. Schmidt und Frau Neubaur bitten, auf die neu aufge-
worfenen Fragen möglichst in Kürze einzugehen. Dann wären mein Wunsch und meine 
Empfehlung, diesen Tagesordnungspunkt zu schließen. Der nächste Tagesordnungs-
punkt behandelt erneut wirtschaftspolitische Themen.  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Zur Kostenreduktion in Frankreich. Die EDF ist 
ein Staatskonzern. Dividenden müssen nicht ausgeschüttet werden. Die EDF hängt mit 
60 Milliarden Euro im Minus. Welche konkrete Entlastung das für den einzelnen Bürger 
oder die einzelne Bürgerin und Unternehmen in Zahlen bedeutet, kann ich Ihnen nicht 
sagen. Wenn Sie möchten, können wir das gerne nachliefern.  

Lieber André Stinka, ich habe in meiner Antwort selbst ausgeführt, dass wir die Erkennt-
nisse aus den Beschleunigungsrealitäten, die in Nordrhein-Westfalen stattfinden – 
exemplarisch am Beispiel Flächenwindenergieanlagen und Genehmigungsprozesse –, 
skalieren und auf andere Bereiche übertragen werden. Bei der Ausweitung der Praxis-
checks ist es genauso. Das wäre auch nachzulesen in der Pressemitteilung zum ersten 
Entlastungspaket vom 12. November 2024. Vielleicht haben ja alle Lust, noch einmal 
zu schauen, was in der Pressemitteilung zu dem Entlastungspaket stand. Wenn wir 
gute Erfahrungen machen, die konkret Dinge verändern, setzen wir die natürlich auch 
fort.  

Herr Brockes, mir ist wirklich sehr dran gelegen, dass Dialog eben nicht als Kaffee-
kränzchen interpretiert wird. Ich habe nicht Ihnen das in den Mund gelegt, sondern mir 
ist es wichtig, Ihnen das zu sagen, weil Bürokratie über Jahrzehnte hinweg aufgewach-
sen ist. Trotz verabschiedeter Entfesselungspakete hat sie in den letzten Jahren in 
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Nordrhein-Westfalen – nennen wir den Zeitraum 2017 bis 2022 – nicht abgenommen, 
sondern es sind richtige Dinge beschlossen und in die Umsetzung gebracht worden, 
die alle nach wie vor existieren. Weil das aber so ein großer Berg ist, ist es eben auch 
notwendig, sehr konkret mit denen, die davon betroffen sind, in Workshops Lösungen 
zu finden. Ich habe das Prüfen auf die Praxischecks bezogen, unsere Vorhaben mit 
denen zu prüfen, die an der kleinsten Einheit in den mittelständischen Unternehmen 
sitzen. Dieses Prüfungsergebnis hat dann natürlich Auswirkungen auf den Entschei-
dungsprozess, wie man eine Regelung formuliert. So war es gemeint.  

Sie haben über die Kapazitätsmöglichkeiten gesprochen. In einem demokratisch legi-
timierten Verfahren – nennen wir es Gesetzgebung im Bundestag – ist im Kohlever-
stromungsbeendigungsgesetz beschlossen worden, dass der Braunkohleausstieg in 
einzelnen Chargen 2030 durchgeführt wird. Ebenfalls befinden wir uns auf einem guten 
Weg, wenn ich das sagen darf, wenn es darum geht: Wie schaffen wir schnelle Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren zum Beispiel für wichtige ÜNB-Leitungen, wie 
schaffen wir es, auch die Bundesnetzagentur zu einer gewissen Geschwindigkeitsauf-
nahme zu bewegen, weil das Land Nordrhein-Westfalen da wirksam ist? 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Wir leiten 8 GW Offshore-Strom nach Nordrhein-Westfalen. Sie kennen sich gut im 
Rheinischen Revier und mit den Braunkohlekapazitäten aus: Das alleine würde die 
Leistung ersetzen, die vorzeitig vom Netz genommen wird. Ich erwähne für das Proto-
koll: Der Überprüfungszeitraum ist 2026. Von Anfang an hat diese Landesregierung 
die Versorgungssicherheit, die Bezahlbarkeit und die Klimaneutralität als drei Säulen 
der zukünftigen Energieversorgung gesehen. Das ist der Grund, warum wir an allen 
Ecken und Enden an die Bundesebene adressiert haben, dass wir dringend das Kraft-
werkssicherungsgesetz und entsprechende Regelungen brauchen.  

Wir gehen mit unseren Förderprogrammen jeweils nach der Realität der Bedarfe vor. 
Deswegen haben wir zum Beispiel auch die Förderung der Elektromobilität verändert, 
weil der Bedarf bei Privatleuten für Wallboxes so nicht mehr gegeben ist, weil sich das 
auf dem Markt gut darstellen lässt, wohingegen es aber einen Förderbedarf gibt, wenn 
Arbeitgeber oder Eigentümer von Mehrfamilienhäusern oder Wohnungsgesellschaften 
ihre Ladepunkte aufbauen wollen. Daher gleichen wir das an.  

Last but not least – das dürfte allen gefallen, die vielleicht gern Fußball gucken oder 
was auch immer –: Unsere Förderungen, die im Zuge von EFRE stattfinden, sind immer 
Wettbewerbsverfahren. Das heißt, die besten Ideen müssen sich in Gutachteraus-
schüssen durchsetzen, und dann wird gefördert.  

Prof. Dr. Torsten Schmidt (RWI): Es gab noch eine Frage zu Energie- und Strom-
preisen. Mir war wichtig zu betonen, dass die Probleme branchenweise sehr unter-
schiedlich sind, dass die Energiepreise nicht das einzige Problem sind, aber natürlich 
gerade bei den energieintensiven Unternehmen spielen sie die zentrale Rolle. Auslöser 
der jetzt kritischen Situationen ist das Ende der Gaslieferung aus Russland, wodurch 
sich Energie deutlich verteuert hat. Da kommt man auch nicht mehr zu den alten Preis-
niveaus, weil andere Quellen einfach teurer sind. Ein Vorschlag des RWI, dem entgegen-
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zuwirken, lautet, klimapolitische Ziele stärker mit der CO2-Bepreisung zu verfolgen und 
die finanziellen Spielräume, die man dadurch gewinnt, zur Absenkung der Strompreise 
zu nutzen. Das wäre eine Möglichkeit, um eine gewisse Entkopplung zu erreichen und 
den Unternehmen auch tatsächlich zu helfen.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Vielen Dank, Herr Prof. Dr. Schmidt. – Weitere Wort-
meldungen sehe ich zu diesem Tagesordnungspunkt nicht. Dann möchte ich mich bei 
Ihnen noch einmal ganz herzlich für die Vorstellung des Berichtes und auch dafür be-
danken, dass Sie immer wieder intensiv auf die gestellten Fragen eingegangen sind. 
Wir knüpfen gerne daran an, wenn der nächste Bericht vorliegt. 

(Beifall) 
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2 Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3543 

In Verbindung mit: 

Ausverkauf bei BP: Sicherung der systemrelevanten Raffineriestandorte in 
NRW (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Die SPD hat am 7. Februar eine Dringliche Frage ein-
gereicht. Da wir bei der Prüfung des Antrags Zweifel hatten, dass die Voraussetzungen 
für eine Dringliche Frage erfüllt sind, haben wir im Einvernehmen mit der antragstel-
lenden Fraktion entschieden, die zugrunde liegende schriftliche Anfrage heute als 
mündliche Berichtsanfrage unter diesem Tagesordnungspunkt zu behandeln. Auch 
wenn ich Ihre Wortmeldung schon gesehen habe, Herr Stinka, würde ich trotzdem 
vorschlagen, weil es um den mündlichen Bericht insbesondere zu BP geht, dass ich 
zunächst der Landesregierung Gelegenheit gebe, zu beiden unter diesem Tagesord-
nungspunkt zusammengefassten Themen ein- bzw. auszuführen.  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Bekanntermaßen begleiten wir mit dem Fünf-
Standorte-Programm strukturpolitisch die Beendigung der Steinkohleverstromung in 
Duisburg, Gelsenkirchen, Herne, Hamm und im Kreis Unna. Heute möchte ich meinen 
Bericht mit einer Initiative zur Verwaltungsvereinfachung verschränken. Der letzte Be-
richt umfasste nicht nur die Projekte des Programms, die den Nukleus bilden, sondern 
auch einige Initiativen des Landes, die Verfahren und Verwaltungsabläufe zu optimie-
ren. Beispielhaft möchte ich auch auf die Einführung von Fast-Track-Verfahren oder 
den sogenannten Transformationsbooster verweisen. Die Maßnahmen zeigen Wir-
kung und tragen wesentlich zum Erfolg des Fünf-Standorte-Programms in der Region 
bei. Diesmal haben wir uns auf die Verfahren für die Projekte der Rahmenrichtlinie zur 
Umsetzung des Investitionsgesetzes Kohleregionen in NRW fokussiert. Ich möchte auf 
einzelne Punkte eingehen. Es ist ein Paket mit fünf zentralen Maßnahmen zur Verwal-
tungsvereinfachung:  

Erstens. Digitalisierung. Ab dem Jahr 2025 wird das Fünf-Standorte-Programm über 
die landeseigene Plattform förderung.NRW umgesetzt. Das ermöglicht eine vollstän-
dig digitale Abwicklung von der Antragstellung bis zur Verwendungsnachweisprüfung. 
Die ersten Meilensteine auf dem Weg zum digitalen Fünf-Standorte-Programm sind 
bereits erreicht. Die Förderanträge stehen digital bereit. Damit jetzt alle richtig durch-
starten können, sind Einführungsworkshops mit den Kolleginnen und Kollegen der Be-
zirksregierung und den fünf Standorten geplant.  

Zweitens. Mit der Digitalisierung eng verbunden ist die Maßnahme der Vereinfachung 
unserer Formvorschriften. Die Schriftform im Förderbereich war der Regelfall. Das be-
deutet zum Beispiel, Förderanträge müssen unterschrieben vorgelegt werden. Das führt 
zum Hantieren mit Scans und Briefumschlägen. Um die medienbruchfreie, moderne 
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und einfache Antragstellung sowie Bearbeitung zu ermöglichen, soll das Schriftformer-
fordernis in Zukunft wegfallen.  

Drittens. Entfall der Belegvorlagepflicht. Mit der Initiative möchten wir an vielen Stell-
schrauben für Entlastung sorgen, zum Beispiel auch für den Mittelabruf und die Ver-
wendungsnachweisprüfung. In beiden Verfahren war es bisher Standard, Belege sogar 
im Original einzureichen. Hiervon können sich jetzt alle verabschieden. Beispielsweise 
Fördergelder können ganz unkompliziert über das Mittelabrufformular in förderung.NRW 
abgerufen werden. Über das Programm gibt es Transparenz, zum Beispiel auch für 
alle Bearbeitenden. Der Stand der Ausgaben ist ständig verfügbar.  

Viertens. Verzicht auf baufachliche Prüfungen. Bei Baumaßnahmen wie zum Beispiel 
der Errichtung von Technologiezentren oder dem Erschließen von Wirtschaftsflächen 
mussten die Antragstellenden wirklich umfangreiche Dokumente vorlegen. Anhand 
dieser Unterlagen führten Kolleginnen und Kollegen der Bezirksregierung sogenannte 
baufachliche Prüfungen durch, und zwar sowohl bei Antragsbewilligung als auch bei 
der Verwendungsnachweisprüfung. Auf die Durchführung der baufachlichen Prüfung soll 
bei Projekten, die von öffentlichen Antragsstellenden durchgeführt werden, verzichtet 
werden. Bei Gemeinden erfolgt eine Begutachtung der Unterlagen bereits vorab durch 
die kommunalen Rechnungsprüfungsämter. So vermeiden wir zeitintensive Doppel-
prüfungen. Die Maßnahme entlastet zum einen die Fachleute der Bezirksregierung 
und trägt zum anderen zu einem schnelleren Projektstart und damit zu einer höheren 
Zufriedenheit bei den Zuwendungsempfangenden bei.  

Fünftens. Vereinfachte Verwendungsnachweisprüfung. Mit Abschluss der Förderung 
steht die Verwendungsnachweisprüfung an. Auch die wollen wir deutlich beschleuni-
gen: Im Fünf-Standorte-Programm kommt ein vereinfachter Verwendungsnachweis 
zum Einsatz. Der besteht aus einem Sachbericht und einer Belegliste. Zudem wird 
nicht mehr jeder einzelne Nachweis einer Vollprüfung unterzogen; die Prüfung der Ver-
wendungsnachweise beschränkt sich auf Stichproben. Wir haben uns dazu intensiv 
mit den Bezirksregierungen Arnsberg, Düsseldorf und Münster ausgetauscht: Die 
Maßnahmen sind dort auf große Zustimmung gestoßen. Erste Projekte profitieren von 
der Beschleunigung; ein Beispiel ist das Vorhaben Neue Zeche Westerholt aus Gel-
senkirchen-Herten. Es umfasst die Aufbereitung und Baureifmachung der ca. 39 Hek-
tar großen Projektfläche sowie die Erstellung der technischen Infrastruktur mit einem 
Fördervolumen von rund 76 Millionen Euro. Zu dem Vorhaben hatten wir im letzten 
Jahr berichtet; damals war das Projekt noch in der Qualifizierung. Zwischenzeitlich hat 
die Projektgesellschaft die Förderung beantragt. Auf die baufachliche Prüfung durch 
die Bezirksregierungen wird verzichtet.  

Die im Februar 2024 berichtete personelle Unterstützung auf kommunaler Seite im 
Fünf-Standorte-Programm läuft im Jahr 2026 aus. Weil aber die Projektbüros für die 
Entwicklung und Erarbeitung der Projekte maßgeblich sind, haben wir uns frühzeitig 
für eine Verlängerung beim BAFA eingesetzt. Wir erwarten im Verlauf des Jahres die 
positive Förderzusage. Wir können hiermit sicherstellen, dass die Kolleginnen und Kol-
legen, die in den fünf Standorten tätig sind, dort beschäftigt bleiben können.  

Last but not least würde ich gerne noch die Arbeit des strategischen Beirats erwähnen. 
Der Beirat begleitet das gesamte Programm. Er steuert den Gesamtprozess und sichert 
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den regelmäßigen Austausch, insbesondere zwischen Landesregierung und den fünf 
Standorten. Die letzte Sitzung des strategischen Beirats war am 24. Januar 2025 unter 
der Leitung von Frau Staatssekretärin Krebs in Bergkamen im Kreis Unna. Neben stra-
tegischen Fragen zur Projektqualifizierung, vermehrter Einbringung von Kooperations-
vorhaben und Projekten im Bereich beruflicher Bildung wurden insbesondere die Maß-
nahmen zur Verwaltungsvereinfachung und Umsetzungsbeschleunigung aufgegriffen. 
Also kurz dargestellt: Beim Fünf-Standorte-Programm sind wir wirklich auf dem Weg, 
haben alle Anstrengungen unternommen und verfolgen weiter, es so einfach wie mög-
lich zu machen, die Impulse in die Regionen zu bringen.  

Dass es gerade wirklich entscheidend ist, Impulse in die Regionen zu bringen, zeigt 
die Presseberichterstattung zum Standort BP-Ruhr-Oel-Raffinerie in Gelsenkirchen. 
Wir haben die Ankündigung mit Sorge zur Kenntnis genommen. BP hat genauso wie 
die Oberbürgermeisterin Gelsenkirchens den Bund, den Regierungspräsidenten und 
Geschäftspartner vorab darüber informiert, dass sie damit in die Öffentlichkeit gehen 
wollen. Vor dem Hintergrund der im letzten Jahr angekündigten Maßnahmen in Gelsen-
kirchen, die Verringerung der Rohölkapazitäten und den Stellenabbau von 230 Mitar-
beitenden sowie den neuen Investitionsplänen war diese Entscheidung für alle über-
raschend; das kann ich auch aus den Gesprächen mit der Oberbürgermeisterin Gelsen-
kirchens wiedergeben. Sie passt aber zur aktuellen Unternehmensstrategie, weltweit 
4.700 Stellen abzubauen, die Zahl der Auftragnehmer um 3.000 zu reduzieren und so 
bis Ende 2026 die Kosten um 2 Milliarden Euro zu senken. Die Entscheidung ist also 
nicht nur auf Gelsenkirchen bezogen. BP möchte noch in diesem Jahr einen Käufer 
finden; bis dahin läuft der Betrieb weiter wie bisher. Die Versorgung auch nachgela-
gerter Wertschöpfungsketten ist natürlich gesichert. Es ist für den Chemiestandort Marl 
wirklich eine wichtige Nachricht, dass diese Sicherung vorerst existent bleibt.  

Wir stehen natürlich an der Seite der Beschäftigten und haben auch gegenüber dem 
Unternehmen ganz klar adressiert, dass man die Verantwortung für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu übernehmen und alles dafür zu tun hat, dass der Standort eben 
auch in Zukunft eine wichtige Rolle spielen wird. Das klare Ziel der Landesregierung 
ist der Erhalt des Raffineriestandorts und die Transformation der Rohstoffbasis in der 
Chemieindustrie. Wir glauben, dass der Standort dazu einen Beitrag zu leisten kann; 
deswegen haben wir drei mögliche Pfade im Blick, nämlich zum einen die Nutzung von 
Sekundärstoffen für zum Beispiel chemisches Recycling. Das kann ein Schwerpunkt 
der zukünftigen Rohstoffbereitstellung in Deutschland und Nordrhein-Westfalen sein. 
Es bietet die Möglichkeit, bestehende Strukturen wie zum Beispiel die Steamcracker-
route zu erhalten.  

Zum anderen geht es um die Nutzung von CO2 als Kohlenstoffquelle im Rahmen von 
CCU. Das wird wegen der Energieintensität voraussichtlich nur einen Teil der Versorgung 
sicherstellen können, bietet aber die Möglichkeit, den hochintegrierten Chemieindust-
riestandort und die anfallenden CO2-Mengen in einer Prozesskette zu halten und einen 
Beitrag zum Fortbestehen des Wertschöpfungsnetzes zu leisten. Schließlich geht es 
um den Einsatz von Biomasse. Wegen begrenzter Verfügbarkeit ist vorrangig für Spe-
zialprodukte eine relevante Rolle erwartbar.  
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Raffinerien können bei all dem einen wichtigen Part übernehmen. Das bisherige Ge-
schäftsmodell steht unter Druck, das bisher zu 80 bis 90 % Treib- und Brennstoffher-
stellung ausmachen: Benzin, Diesel, Heizöl, Kerosin und Schweröl. Mit dem Wandel 
besonders im Gebäude- und Mobilitätssektor wird die Nachfrage nach genau diesen 
Produkten in den nächsten Jahren abnehmen, und die Raffinerien benötigen eine neue 
strategische Ausrichtung. Entscheidungen von Shell im Rheinland zeigen aber auch, 
dass es eine Zukunft für Raffinerien geben kann. Dort wird ein 100-MW-Elektrolyseur 
oder eine Grundölanlage gebaut und damit die Zukunft gesichert. So werden auch 
neue Geschäftsmodelle erschlossen.  

Wir brauchen jetzt dringend einen Investor für Gelsenkirchen, der sich bei der Trans-
formation genauso entschlossen auf den Weg macht, wie sich das die Beschäftigten, 
die Oberbürgermeisterin sowie die lokale und die regionale Politik wünschen. Deswe-
gen unterstütze ich ausdrücklich die Oberbürgermeisterin von Gelsenkirchen, die die 
Erwartung an mögliche Neueigentümer richtet – ich zitiere mit Erlaubnis des Vorsit-
zenden –, dass in den Verkaufsverhandlungen die Belange der Arbeitnehmerschaft 
angemessen berücksichtigt werden müssen, und die auch die Hoffnung äußert, dass 
gerade ein Eigentümerwechsel zu einer dauerhaften und langfristigen Standort- und 
Beschäftigungssicherung beitragen kann.  

Die Landesregierung wird alles in ihren Kräften Stehende tun, den Standort zu retten. 
Wir bleiben selbstverständlich im Gespräch mit dem Unternehmen. Wir stehen in engem 
Austausch mit der Stadt Gelsenkirchen, ihrer Oberbürgermeisterin, und werden für die 
Gestaltung der Rahmenbedingungen weiterhin unseren Einfluss geltend machen, damit 
der Raffineriestandort Gelsenkirchen ein Erfolgsmodell der Transformation wird.  

André Stinka (SPD): Ich will für die SPD-Fraktion deutlich machen, dass die Proble-
matik rund um die BP-Raffinerie so überraschend doch gar nicht am Horizont aufge-
zogen ist. Ein Teil meiner Fraktion war im vergangenen Jahr dort. Damals hat man uns 
schon sehr klargemacht, dass der Standort, wie Sie richtigerweise ausgeführt haben, 
schon unter dem Druck der anderen Standorte des gleichen Konzerns steht, dass das 
Thema „Investition“ in den letzten Jahren am Standort mit spitzen Fingern angefasst 
wurde und dass natürlich der Rückgang der Rohölverarbeitung – 12 Millionen Tonnen 
insgesamt in Nordrhein-Westfalen bei allen Raffinerien – natürlich Auswirkungen hat.  

Was unternimmt die Landesregierung denn nun konkret, um diesen Verbundstandort 
zu halten? In Ihrer Wärmestrategie aus dem Jahr 2024 haben Sie den Raffinerien einen 
wichtigen Beitrag zugeschrieben, aber die Maßnahmen haben seitdem auf sich warten 
lassen. Sind das die, die Sie gerade im Bereich der Kreislaufwirtschaft etc. angekündigt 
haben, oder sind die schon im Rahmen der Debatte in der Wärmestrategie vorbereitet 
worden? Die Wärmestrategie, die die Raffinerien explizit erwähnt, sollte schon klarma-
chen, dass diese Punkte für den Chemiestandort Nordrhein-Westfalen ganz wichtig 
sind, weil wir über Verbundstandorte reden: Evonik etc.  

Sie haben gerade gesagt, dass Sie hoffen, dass die Versorgung vorerst gesichert ist. 
Wir wissen alle nicht, welche Investoren sich melden und welche Friktionen es gibt. 
Das Wort „vorerst“ muss aber natürlich alle in Sorge versetzen, die von den Produkten 
der Raffinerie wie Naftan etc. abhängen, weil eine mögliche Ersatzbeschaffung schon 
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zu einer größeren Lage führen kann. Es ist gut, dass Sie mit der Oberbürgermeisterin 
im Austausch sind; allerdings sind solch strategischen Fragen vom Land zu adressieren, 
die Raffinerien standen ja nicht umsonst in der Wärmestrategie des Landes. Daher 
noch einmal sehr konkret gefragt: Wie vorbereitet sind die Maßnahmen, die Sie gerade 
angesprochen haben? Wie konkret will das Land die Raffinerien unterstützen? Wenn 
Sie im Wärmeplan stehen, ist man sich wahrscheinlich der Notwendigkeit bewusst, 
den Fokus auf diese Raffinerien zu legen.  

Natürlich ist auch die Frage zu beantworten – wir haben das im Ausschuss auch schon 
einmal diskutiert –, wie weit die Luftfahrtstrategie im Bereich von E-Fuel-Versorgung 
mit den Flughäfen ist. BP ist signifikant für die Versorgung des Düsseldorfer Flughafens 
zuständig; das wirft einen neuen Schatten auf die Situation dieses Flughafens. Daher 
wird man beim Wort „vorerst“ – sehen Sie uns das nach – etwas unruhig, denn es ist 
immer schwierig. Bricht so eine Raffinerie weg, brechen auch Produktionsprozesse in 
Mülheim, in Marl, in Gladbeck etc. und die Versorgung des Luftverkehrskreuzes Düssel-
dorf weg. Daher wäre ich für eine Erläuterung sehr dankbar, wie Sie das Wort „vorerst“ 
verstehen und wie weit Ihre Vorbereitungen sind, diese systemrelevante Anlage in 
Nordrhein-Westfalen nach Ihrer Wärmestrategie zu erhalten.  

Jan Matzoll (GRÜNE): Ich kann auch gut an die Vorworte von Herrn Stinka anschlie-
ßen. Meine Kollegin Frau Grothus wird gleich noch etwas zum Gesamtkomplex des 
Strukturwandels sagen, ich würde mich auf BP beschränken. Mit BP und insbesondere 
der Raffinerie in Scholven beschäftige mich schon viele Jahre. Schon durch meine 
Tätigkeit vor meinem Landtagsmandat war ich regelmäßig vor Ort und habe das auch 
sehr eng verfolgt. Viele Aspekte hat Herr Stinka völlig korrekt zusammengefasst. Wir 
haben im nördlichen Ruhrgebiet ein in dieser Form mindestens deutschlandweit, wahr-
scheinlich sogar europaweit einmaliges Verbundsystem. Ein ganz wichtiger Baustein 
in diesem Verbundsystem ist eben auch die Raffinerie in Scholven.  

Herr Professor Schmidt hat es so schön in Bezug auf die Energiepreise und die Büro-
kratie angesprochen: Wenn ein einziger Standortfaktor problematisch ist, können Unter-
nehmen das in der Regel noch managen, wenn mehrere Standortfaktoren wegbrechen, 
wird es unmöglich. Für die zahlreichen Unternehmen im Chemiepark verändern sich 
Standortfaktoren massiv, wenn dieses Verbundsystem nicht mehr funktioniert. Dem-
entsprechend ist es natürlich wichtig, darauf hinzuweisen, welche Bedeutung dieser 
Standorte für die Resilienz unseres Industriestandorts NRW hat. Daher muss man sich 
natürlich auch genau die Interessenten ansehen. Mit der SABIC ist der saudi-arabische 
Staat schon jetzt ein wichtiger Akteur in Scholven in Gelsenkirchen. Auch da muss 
man natürlich schauen: Wer hat Interesse, diesen Standort zu übernehmen, und was 
bedeutet das für unsere Abhängigkeiten und unsere weitere Entwicklung im Bereich 
der Transformation? 

Ist diese Entscheidung überraschend oder nicht? Ich glaube, sie war akut überraschend, 
passt aber natürlich ins Bild; das hat Frau Ministerin gerade schon gesagt. Wer sich 
einerseits die Aktivitäten der Ruhr-Oel-GmbH vor Ort in Gelsenkirchen-Scholven an-
schaut und auf der anderen Seite die Strategie von BP, hat natürlich schon gemerkt, 
dass es große Diskrepanzen gibt und das vielleicht mittelfristig nicht mehr zusammen-
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passt. Auch der sich abzeichnende stärkere petrochemische Fokus, der einfach ent-
steht, wenn die Abnahmemengen für Benzin, Diesel und Heizöl sinken – der Flughafen 
ist, das haben Sie gerade angesprochen, sicherlich differenziert zu betrachten –, war 
ein Phänomen. Gerade der petrochemische Bereich steht für BP eben nicht im Zentrum. 
An der Stelle ist es sicherlich folgerichtig, aber es ergibt sich durchaus die Möglichkeit, 
einen Investor zu finden, der sich deutlich stärker zu diesem Verbundstandort bekennt, 
der sich stärker zum Chemie- und Industriestandort NRW bekennt und gerade diesen 
Fokus für die Weiterentwicklung des Standorts in Scholven in den Fokus nimmt.  

Thomas Okos (CDU): Ich glaube, den beiden Vorrednern kann man sich hinsichtlich 
der Komplexität anschließen, die wir bei den Unterstützungsmaßnahmen brauchen, 
aber auch mit Blick auf die große Wichtigkeit immer im Verbund. Das merken wir 
selbst, wenn wir als Abgeordnete an den einzelnen Standorten unterwegs sind: Wenn 
der erste und dann der zweite wegbrechen, ist das von der Komplexität, wie das sub-
stituiert werden kann, immer wieder schwierig. Daher ist es gut, dass auch landesseitig 
Maßnahmen ergriffen werden.  

Ich möchte schwerpunktmäßig aus dem ersten Bericht zur Verwaltungsvereinfachung, 
zu den Beschleunigungsmaßnahmen eingehen, weil das bislang bei dem Tagesord-
nungspunkt zu kurz gekommen ist. Das ist wirklich gut. Wir sind immer sehr zurück-
haltend, wenn Sachen gut laufen, aber wir merken doch gerade bei Fördermaßnahmen, 
wie notwendig es ist, das zu vereinfachen, zu verschlanken. Wir bekommen häufig zu 
hören: Es gibt Fördertöpfe, die sind zu kompliziert, zu aufwendig, nicht digital. All das 
löst das. Daher können wir das Ministerium nur unterstützen. Das hören wir auch vor 
Ort. Hier wird es wirklich umgesetzt. Kollege Stinka hat das eben bei TOP 1 in einem 
anderen Zusammenhang über Dialog und Austausch etc. formuliert: Wo sind die Maß-
nahmen? Hier werden sie ergriffen.  

Daher ist es wichtig, dass es umgesetzt wird und wir diesen Geist auf allen Ebenen – 
wer auch immer wo in Regierungsverantwortung ist – genauso fortsetzen, was Unter-
nehmen, was Politik und was vor allem auch Verwaltung erwarten. Wir danken an die-
ser Stelle und bekräftigen einfach unsere Unterstützung auch für andere Fördermaß-
nahmen in dieser Form.  

Antje Grothus (GRÜNE): Der Bericht zeigt, dass auch in einem Ministerium für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie, in dem das „D“ der Vorgängerregierung nicht 
mehr enthalten ist, die Digitalisierung trotzdem konsequent umgesetzt wird, indem 
nämlich aus dem Fünf-Standorte-Programm mit der landeseigenen Plattform förde-
rung.NRW ein digitales Programm wird. Ein weiteres Hemmnis, das häufig beschrie-
ben wird, ist der Bürokratieabbau; auch den gehen wir an. Die genannten Punkte in 
dem Fünf-Standorte-Plan leisten einen sehr starken Beitrag zum Bürokratieabbau.  

Nimmt man Digitalisierung und Bürokratieabbau zusammen, kommt es zum effizienteren 
Einsatz von Personalkapazitäten, aber eben auch zur Beschleunigung von Verwal-
tungsverfahren, die immer wieder eingefordert wird. Hinzu kommt die personelle Ver-
stärkung durch die Projektbüros. Ich finde es extrem wichtig zu sagen, dass das ein 
sehr vorausschauendes Handeln ist, dass die Anschlussförderung gesichert wird. Im 
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Rheinischen Revier gibt es diese Förderung auch. Wichtig ist nämlich, dass der Kom-
petenzaufbau, der vor Ort stattgefunden hat, und das personelle Know-how gehalten 
werden und es frühzeitig Zusagen gibt, damit das Personal nicht abwandert und sich 
Alternativen sucht. Das finde ich einen sehr wichtigen Punkt.  

Zum Schluss würde ich gerne noch etwas sagen, was häufig vergessen wird: Die Kom-
mission Wachstum, Strukturwandel, Beschäftigung hat nicht nur Impulse für die Braun-
kohleregion gegeben, sondern eben auch für das Ruhrgebiet, also auch für die Stein-
kohleregion. Sie hat die Herausforderungen adressiert, die insbesondere an den Stein-
kohlekraftwerkstandorten bestehen, und sie mit strukturpolitischen Maßnahmen hin-
terlegt. Ich finde es super, wie das jetzt umgesetzt wird. Die Impulse, von denen gerade 
heute berichtet wurde, leisten einfach einen wertvollen Beitrag dazu, einen nachhalti-
gen Wandel auch im Ruhrgebiet zu gestalten. Als Kind des Ruhrgebiets freut mich das 
besonders.  

Christian Loose (AfD): Beim Strukturwandelbericht haben wir gelernt, dass die Ver-
schwendung der Steuermittel jetzt wenigstens digital verläuft; ansonsten hat sich nichts 
geändert. Zum wichtigeren Thema BP: Sie alle hier mit Ihren Freunden in der EU ver-
bieten de facto neue Verbrenner ab dem Jahre 2035. Sie erhöhen die Strafzahlung für 
den Verkauf von Verbrennerautos: Inzwischen liegt die Strafzahlung für einen Klein-
wagen wie den Dacia Sandero oder VW Polo bei 3.800 Euro pro verkauftes Auto. In 
der letzten Woche haben CDU, SPD und Grüne die Preise für Benzin und Diesel durch 
das ETS-II-Gesetz massiv erhöht. Nicht der Markt sorgt für die hohen Preise, sondern 
die Politik der Steuererhöhungsparteien. Die Grundstoffindustrie wandert aufgrund hoher 
Energiepreise ab.  

Wer sollte in dieser Situation ernsthaft langfristig ein Interesse daran haben, ein Ölunter-
nehmen zu betreiben – vor allem vor dem Hintergrund, dass die Ministerin mit ihrem 
Statement zur sogenannten Transformation klar gemacht hat, dass sie diese Industrie, 
die Heimat für 2.000 gut bezahlte Industriearbeitsplätze ist, nicht mehr in NRW haben 
möchte? Schön ist auch, dass die SPD erkannt hat, dass hier 2.000 Arbeitsplätze in 
Gefahr sind, aber jetzt kommt sie tatsächlich mit E-Fuels, die keiner will, außer ein paar 
Politiker, die nicht verstanden haben, dass Industrie wichtiger ist als ein sogenannter 
Klimaschutz. Wir brauchen jetzt eine Politik, die den Fokus auf die Arbeitsplätze legt, 
um auch die Arbeitsplätze bei BP noch erhalten zu können. Solange Sie alle aber Ihre 
sogenannte Transformationspolitik weiter betreiben, verkaufen diese Firmen ihre Pro-
duktion weiter ins Ausland, weil die politischen Risiken einfach zu groß geworden sind.  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Wer würde unter den Bedingungen der Transfor-
mation einen Rohölkonzern führen wollen? Shell. Ich habe in meinem Input ausgeführt, 
dass Shell genau die strategischen Pfade – lieber André Stinka, damit komme ich 
gerne auf Ihre Nachfrage zu sprechen –, welche neuen Geschäftsmodelle sich aus einer 
transformierten starken Chemieindustrie ergeben, nutzt. Das Land unterstützt einer-
seits durch eine sehr deutliche Hinterlegung in der Carbon-Management-Strategie 
schon aus dem Jahr 2020, aber eben auch weit darüber hinaus mit konkreten Dingen: 
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Wo wir können, unterstützen wir den Wasserstoffhochlauf. Es wird gerade für den Che-
miestandort ganz essenziell sein, an die Moleküle zu kommen.  

Ein ganz konkreter Beitrag für den Standort Gelsenkirchen: 2025 wird diese Raffinerie 
an das Wasserstoffkernnetz baulich angebunden sein. Darum haben wir uns geküm-
mert, weil es eben für einen Raffineriestandort entscheidend ist, dass er wohl ab 2028 
mit Wasserstoff versorgt werden kann. Das wird die Grundlage dafür sein – das habe 
ich auch deutlich zum Ausdruck gebracht –, dass wir Nordrhein-Westfalen weiterhin 
als einen Standort auch für Raffinerien sehen und dass wir, was in unserer Möglichkeit 
liegt, unternehmen, um durch schnelle Planung und Genehmigung dafür zu sorgen, 
dass sie an die entsprechenden Lebensadern für Moleküle und Elektronen kommen 
und daher auch erfolgreich agieren.  

Ich will noch klarstellen, dass BP einen Käufer finden möchte. Für mich geht es jetzt 
darum – auch das im Gespräch mit der Stadtverantwortlichen –, eine möglichst attrak-
tive Braut auf den Markt zu geben. Diese Braut heißt „Standort Gelsenkirchen“. Wir 
können unsere Strategien so nachvollziehbar und mit Geschäftsmodellen und gerne 
auch mit den in Nordrhein-Westfalen stattfindenden Best-Practice-Beispielen darstel-
len: Es ist möglich, mit einer Rohölraffinerie auch in Zukunft Geschäftsmodelle anbie-
ten zu können. Das werden wir sehr konkret unterstützen. Es bleibt also nicht beim 
einmaligen Zitieren einer Oberbürgermeisterin im Wirtschaftsausschuss – so arbeite 
ich als Ministerin nicht, so arbeiten meine Kolleginnen im Ministerium und in der Lan-
desregierung nicht –, sondern wir werden sehr konkret anpacken und auf dem Weg, 
möglichst einen Käufer zu finden, mitwirken. Das ist ein interessantes Paket.  

Im Zusammenhang damit, dass ein Käufer gesucht wird, habe ich gesagt, dass der 
Betrieb und die Versorgung der nachgelagerten Wertschöpfungsketten natürlich bis 
dahin wie bisher gesichert sind. Dieses „vorerst“ bedeutet: Es ist dauerhaft gesichert, 
weil wir dabei unterstützen, dass ein Käufer für den Standort gefunden wird. Den muss 
aber BP finden. Wir werden mithelfen, die Rahmenbedingungen in Nordrhein-Westfa-
len speziell für den Standort in Gelsenkirchen so attraktiv wie möglich zusammenzu-
stellen.  

André Stinka (SPD): Frau Ministerin, ich will nicht in Abrede stellen, dass es wichtig 
ist, mit der Oberbürgermeisterin zu sprechen, aber was ist denn Ihr Eindruck bei den 
Gesprächen mit der Geschäftsführung von BP? In welche Richtung geht die Überle-
gung, die Braut schön zu machen? Sehen die Verantwortlichen bei BP auch ihre Ver-
antwortung für den Verbundstandort und für Nordrhein-Westfalen? Gibt es vielleicht 
auch konkrete Forderungen an das Land? Sie haben gerade die Wasserstoffanbin-
dung erwähnt, die vielleicht von der Geschäftsleitung des BP-Konzerns dargestellt 
wird, wo das Land vielleicht auch mithelfen kann, einen Brautstrauß zu organisieren. 
Die Oberbürgermeisterin kann ihren Beitrag leisten, aber „so richtig schön“ stelle ich 
mir ein bisschen schwierig vor, wenn man die Finanzlage von Gelsenkirchen kennt, 
wenn ich an Flächen etc. denke. Wie konkret ist Ihr Austausch mit der Geschäftsfüh-
rung? Wo kann das Land in dem Fall helfen?  
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Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Gelsenkirchen hat eine schwierige Ausgangs-
lage, aber steckt voller Potenziale. Ich will ausdrücklich loben, wie die Oberbürger-
meisterin wirklich mit strategischer Weitsicht agiert. Wir stehen am Anfang der Nach-
richt, dass ein Käufer gesucht wird. Deswegen haben wir verabredet, Ideen kontinu-
ierlich aufzugreifen und einzuspeisen. Zudem werden die Stadt Gelsenkirchen und das 
Land Nordrhein-Westfalen miteinander auftreten, weil wir einiges mitbringen, von dem 
man sagen kann: Schaut her, mögliche Käufer, dieses Land sagt ja zur Chemieindust-
rie, es sagt ja zum Raffineriestandort und bietet, wo immer möglich, auch attraktive 
Rahmenbedingungen dafür, dass man die Transformation schafft.  

Mit der Geschäftsführung ist das vergleichbar; auch da gab es die Vorabinformation. 
Im Zuge der regelmäßig stattfindenden Gespräche einer Wirtschaftsministerin mit Ge-
schäftsführungen von Konzernen oder Unternehmen werden wir das auch weiter be-
treiben. Stand heute gibt es aber weder eine Absage von BP an den Standort Nord-
rhein-Westfalen noch eine Forderung an das Land Nordrhein-Westfalen, was es zu 
tun hätte. Wir werden die Gespräche sehr ernsthaft weiterführen – die gehört zu mei-
nem Amt selbstverständlich dazu –, und zwar sowohl mit Unternehmen als auch mit 
wirklich engagierten strategisch denkenden Oberbürgermeisterinnen.  
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3 Stellenabbau bei Ford in Köln – Entlassungswellen in der Industrie ent-

schlossen entgegentreten 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/11606 

Schriftliche Anhörung des 
Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Stellungnahme 18/2283 
Stellungnahme 18/2330 
Stellungnahme 18/2338 
Stellungnahme 18/2341 
Stellungnahme 18/2344 
Stellungnahme 18/2345 
Stellungnahme 18/2346 
Stellungnahme 18/2354  

(Der Antrag wurde am 05.12.2024 nach Beratung mit den Stimmen 
aller Fraktionen an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales – federführend – sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie überwiesen; die abschließende 
Beratung und Abstimmung sollen im federführenden Ausschuss 
in öffentlicher Sitzung erfolgen.) 

Lena Teschlade (SPD) sieht die wirtschaftsrelevanten Punkte des Antrags durch die 
schriftlichen Stellungnahmen bestätigt, namentlich eine Kaufprämie für Elektroautos 
insbesondere für kleine und mittlere Einkommen, den Ausbau der Ladeinfrastruktur in 
Nordrhein-Westfalen und die Förderung der Batterieforschung. Beim Arbeitsschutz 
und der Gefährdungsbeurteilung stehe vor allem das MAGS in der Pflicht, denn Ford 
baue Stellen ab, ohne eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen, also zu analysie-
ren, ob die verbleibenden Mitarbeitenden die Arbeitsmenge überhaupt bewältigen 
könnten. Das Land hinke bei der Überprüfung des Arbeitsschutzes hinterher. 

Jan Matzoll (GRÜNE) hält es vor allem für erforderlich, die Infrastruktur sowie die 
Bedingungen für die Wirtschaft und insbesondere die Industrie in Nordrhein-Westfalen 
zu stärken. Die SPD-Fraktion beantrage aber vieles, was bereits bearbeitet werde wie 
etwa die Batterieforschung, die der kommissarische Forschungsminister Cem Özde-
mir mit 25 Millionen Euro fördere, die seine Vorgängerin noch habe kürzen wollen. 
Auch gehe es um die Novellierung des Tariftreuegesetzes und den Zukunftsdialog In-
dustrie. Die Zukunft des Automobilstandorts NRW müsse sichergestellt werden, wofür 
Ford in Köln eine zentrale Rolle spiele. Insgesamt sei der Antrag aber nicht zielführend. 

Björn Franken (CDU) bedauert, dass die Federführung nicht bei diesem Ausschuss liege. 
Der VDA stelle fest, dass Nordrhein-Westfalen Entwicklung und Produktion emissions-
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armer Fahrzeuge, den Ausbau der Ladeinfrastruktur und die Integration moderner Mo-
bilitätslösungen bereits aktiv fördere. Angesichts der globalen Herausforderungen be-
zeichne der VDA Nordrhein-Westfalen als wichtigen Treiber für Innovation, Wirt-
schaftswachstum und Beschäftigung. Damit leiste das Land einen wichtigen Beitrag 
zur Zukunftsfähigkeit des Industriestandorts Deutschland. Insofern könne die SPD-
Fraktion Nordrhein-Westfalen wohl kaum als alleinigen Verursacher für das gesamte 
Dilemma anführen.  

Man müsse ausdrücklich verhindern, dass weitere Industriearbeitsplätze verloren gingen. 
Progres.nrw werde stetig an den aktuellen Bedarf angepasst, wenn die Koalition mit 
Blick auf die Haushaltslage auch Prioritäten setzen müsse. Bei der Krise der Automo-
bilindustrie handele es sich um kein nordrhein-westfälisches Phänomen, dem man 
deshalb auch nicht landespolitisch begegnen könne. Tatsächlich habe die Bundesre-
gierung die Weichen nicht im erforderlichen Maß gestellt, sondern die Prämien für 
Elektroautos sehr kurzfristig abgeschafft, was zu enormen Problemen auf dem Markt 
führe, denn dadurch brächen nicht nur die Verkäufe an Elektroautos generell ein, son-
dern die Menschen tendierten auch noch zu günstigeren chinesischen Modellen. Dar-
über hinaus habe die Bundesregierung die Förderung der Batterietechnik gestrichen, 
wohingegen die nordrhein-westfälische Landesregierung etwa ein entsprechendes 
Projekt in Ibbenbüren fördere. Insofern könne die SPD-Fraktion auch nicht die nord-
rhein-westfälische Landesregierung angreifen. 

Dietmar Brockes (FDP) kritisiert ebenfalls, dass die Federführung nicht in diesem 
Ausschuss liege. Seine Fraktion stimme unter anderem beim Ausbau der Batteriefor-
schung mit der SPD-Fraktion überein. Beim Ausbau der Ladeinfrastruktur müsse man 
hingegen vor allem für mehr Wettbewerb sorgen, um Monopolstellungen insbesondere 
in den Städten zu vermeiden. Allerdings gehe es nicht an, Geschäftsmodelle zu fördern, 
die ausschließlich über staatliche Anreizprogramme funktionierten. 

Christian Loose (AfD) erinnert an verschiedene Firmen im Bereich der Automobil-
branche, die in Nordrhein-Westfalen Konkurs oder wenigstens Kurzarbeit anmeldeten. 
Wegen hoher Strafen für den Verkauf von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor leide 
ihr Absatz, weshalb der Gewinn sinke und die Hersteller damit die hohen Kosten für 
die politisch erzwungenen Elektroautos nicht mehr auffangen könnten. Viele von ihnen 
produzierten daher gar keine Elektroautos mehr, sondern kauften lieber Zertifikate. 
Porsche stelle seine Produktion bereits wieder auf Verbrennungsmotoren um.  

Elektroautos blieben trotz enormer Subventionen von bis zu 20.000 Euro pro Fahrzeug 
insbesondere bei Privaten unbeliebt; handele es sich doch nur bei 3 % aller privaten 
Pkw um Elektroautos. Irgendwann würden auch die Mitarbeitenden bei Ford erkennen, 
wer ihnen das Leben schwer mache; habe doch die SPD sehr dabei mitgeholfen, die 
Hersteller auf den seiner Ansicht nach zweifelhaften Pfad der Elektromobilität zu zwingen 
und völlig realitätsferne CO2-Grenzwerte aufzustellen. Anstelle von Lösungen kämen 
von der SPD aber nur Klagen über den Arbeitsschutz, die die Probleme sogar noch 
verschärfe. 
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Lena Teschlade (SPD) stellt klar, der Antrag kritisiere gar nicht ausschließlich die 
Landesregierung, sondern richtet sich auch an den Bund. Dietmar Brockes hält sie 
entgegen, in Frankreich gebe es durchaus ähnliche Programme wie die, die er kritisiere. 
Zur Federführung weist sie darauf hin, der Arbeitsschutz liege nun einmal im MAGS. 

André Stinka (SPD) erwidert Björn Franken, das von ihm angesprochene Projekt in 
Ibbenbüren sei keinesfalls so sicher, wie er glauben machen wolle, denn tatsächlich 
werde geplant, bis 2029 begrenzte EFRE-Mittel zu verwenden, wobei sich die Projekt-
träger Universität Münster, Fachhochschule Münster und RWTH Aachen nicht in der 
Lage sähen, das Projekt bis dahin abzuwickeln. Er bittet das Ministerium um Mitteilung 
des Sachstands. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) erläutert, das Konsortium stehe in der Verant-
wortung, für den Abruf der EFRE-Mittel eine Projektskizze einzureichen, für die ihr 
Haus bereits zweimal eine Fristverlängerung eingeräumt habe. Die nun vorgelegte 
Skizze müsse es prüfen. Es liege also nicht an der Bereitschaft der Landesregierung, 
Mittel bereitzustellen. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen 
die Stimmen der SPD-Fraktion ab. 
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4 Mehr Respekt für Selbstständige und Freie Berufe – jetzt bessere Rahmen-

bedingungen für berufliche Eigenständigkeit und Eigenverantwortung 
schaffen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/12562  

(Der Antrag wurde am 29.01.2025 nach Beratung mit den Stim-
men aller Fraktionen an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie – federführend – sowie an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales überwiesen; die ab-
schließende Beratung und Abstimmung sollen im federführen-
den Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen.) 

Der Ausschuss kommt überein, eine Anhörung durchzuführen 
und das weitere Vorgehen unter den Obleuten zu besprechen. 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 39 - APr 18/835 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 12.02.2025 
64. Sitzung (öffentlich)  
 
 
5 Verfall von Fördermitteln verhindern – Projekte im Rheinischen Revier kurz-

fristig umsetzen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/12569  

(Der Antrag wurde am 29.01.2025 nach Beratung mit den Stimmen 
aller Fraktionen an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie überwiesen; die abschließende Beratung 
und Abstimmung sollen dort in öffentlicher Sitzung erfolgen.) 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen und für die Stellungnahmen eine Frist bis zum 2. April 
2025 festzusetzen. 
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6 Staatsvertrag zur Aufgabenerfüllung nach dem Barrierefreiheitsstärkungs-

gesetz 

Antrag 
der Landesregierung 
Drucksache 18/12608  

(Der Antrag wurde am 29.01.2025 nach Beratung mit den Stim-
men aller Fraktionen an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie überwiesen.) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte teilt mit, die Ministerin habe zugesagt, aus Zeitgründen 
auf eine mündliche Information zu verzichten und ihren Sprechzettel im Nachgang zur 
Verfügung zu stellen. 

Der Ausschuss stimmt dem Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
bei Enthaltung der AfD-Fraktion zu. 
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7 Zielabweichungsverfahren Brakel u. Espelkamp (Feuerwehrhäuser), Mon-

schau (Wohnansiedlung) und Rhede (Biogasanlage) (Bericht auf Wunsch der 
Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3524  

André Stinka (SPD) erinnert daran, das OVG Münster habe die Landesplanung im 
Jahr 2024 moniert, was zu einer Ausnahmesituation führe, die viele Kommunen vor 
enorme Schwierigkeiten stelle. Aus diesem Grund müsse sich der Landtag nun bei-
spielsweise mit einem Feuerwehrhaus in Brakel beschäftigen. Seit der Vorlage der 
Eckpunkte für eine LEP-Änderung vor zwei Jahren sei allerdings bedauerlicherweise 
sehr wenig passiert, sodass sich der Landtag nun mit Zielabweichungsverfahren aus-
einandersetzen müsse.  

In ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage habe die Ministerin im September 2024 von 
etwa zwei Dutzend bekannten Problemfällen gesprochen, die man an die Landespla-
nungsbehörden herangetragen habe, sodass ihn der aktuelle Stand interessiere, zu-
mal der RVR von 40 Fällen spreche. Auch wolle er wissen, wie viele Einzelfallentschei-
dungen die Ministerin dem Landtag noch vorlegen werde, wie viele ihr Haus gegen-
wärtig bearbeite, was die Anbahnung einer solchen Einzelfallentscheidung koste und 
wann der Landtag mit der Regelung der Ziele 2 und 3 des LEP rechnen könne. 

LMR’in Dr. Alexandra Renz-von Kintzel (MWIKE) antwortet, gegenwärtig bearbeite 
ihr Haus fünf weitere vergleichbare Zielabweichungsverfahren, um sie in der nächsten 
Ausschusssitzung vorzulegen. Bis zur LEP-Änderung werde noch eine gewisse Zeit 
vergehen. Die Landesregierung lege den Entwurf im ersten Quartal vor, um den LEP 
im Laufe des nächsten Jahres mit zwei Beteiligungsverfahren zum Abschluss zu brin-
gen. Daher könne sie nicht ausschließen, dass die Landesregierung bis dahin noch 
weitere Fälle vorlegen müsse, um den Kommunen zu helfen. 

Matthias Goeken (CDU) gibt zu bedenken, die Dringlichkeit ergebe sich aus lange 
vorbereiteten Baumaßnahmen, sodass man nun schnelle Lösungen finden müsse, 
auch um der Politikverdrossenheit entgegenzutreten. In den in Rede stehenden Fällen 
spreche man über dringend benötigte Investitionen. 

André Stinka (SPD) unterstreicht die Wichtigkeit der Projekte, aber man dürfe doch 
nicht vergessen, dass die Ursache darin liege, dass das OVG Münster beim LEP fal-
sche Ansätze moniert habe, was in der Verantwortung der Landesregierung liege. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) stellt klar, diese LEP-Regelungen habe die alte 
Landesregierung getroffen und damit auch zu verantworten. 
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Vorsitzender Dr. Robin Korte stellt das Benehmen des Ausschusses mit den vier 
vorgelegten Zielabweichungsverfahren fest. 
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8 Arbeitsplanung des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für das Jahr 2025 (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3478 
Vorlage 18/3530  

Dietmar Brockes (FDP) unterstreicht die Bedeutung, auch die Oppositionsfraktionen 
über die wesentlichen Vorhaben der Landesregierung zu informieren. Seine sodann 
gestellten Nachfragen möge die Landesregierung schriftlich beantworten, nämlich zum 
Zeitplan zur Novellierung des Klimaschutzgesetzes, zum „Zero Waste 2050 Impuls-
programm“, zur institutionellen Stärkung der Clearingstelle, in Bezug auf das Institut 
für Kunststoffrecycling und zum Programm „Digitalen und stationären Einzelhandel zu-
sammendenken“. Er möchte wissen, ob es auch zu § 36a des Landesplanungsgeset-
zes einen Praxischeck gegeben habe und welche Akteure daran teilgenommen hätten. 

Peter Blumenrath (CDU) hebt hervor, die Landesregierung berichte sehr klar, gelungen 
und tagesaktuell, was in der Vergangenheit nicht immer der Fall gewesen sei, und zwar 
mit Blick auf Bürokratieabbau, Verfahrensvereinfachungen und Verfahrensbeschleu-
nigungen. Selbstverständlich arbeite die Koalition wie im Koalitionsvertrag vereinbart 
auch am Ausbau der erneuerbaren Energien, was sich auch im Haushalt widerspiegele. 
Insofern könne er den von der FDP-Fraktion in der letzten Ausschusssitzung ange-
schlagenen scharfen Ton nicht nachvollziehen. 

André Stinka (SPD) bittet um eine erste Einschätzung, wie sich der handelspolitische 
Konflikt mit den USA auf Nordrhein-Westfalen auswirken könnte. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) sagt die von Dietmar Brockes gewünschte schrift-
liche Beantwortung im Nachgang zu. Das angesprochene Verfahren zum Landespla-
nungsgesetz sei eng an mögliche Entscheidungen des Bundes angelehnt gewesen. 
Bedauerlicherweise habe der Bund nicht die rechtssichere Lösung gewählt, alles 
selbst zu regeln, weshalb das Land sehr kurzfristig selbst eine möglichst rechtssichere 
Lösung habe finden müssen. Zeitgleich mit der Veröffentlichung des Gesetzes veröf-
fentliche ihr Haus einen Erlass an die betroffenen Behörden, die über die Ausnahmen 
bescheiden müssten. Wegen der Kürze der Zeit sei jedoch kein Praxischeck möglich 
gewesen. Allerdings begleite die Landesregierung die Bezirksregierungen und den 
RVR sehr eng. 

Mit Blick auf die angekündigten Zölle der USA müsse man realistischerweise von dra-
matischen Folgen für die nordrhein-westfälische Aluminium- und Stahlproduktion spre-
chen, weshalb sich die Landesregierung über alle ihr zur Verfügung stehende Wege 
für ein einheitliches Auftreten der EU gegenüber den USA einsetze, weil mit Zöllen alle 
zu Verlierern würden. Mit 7 % stellten die USA einen sehr relevanten Partner für den 
nordrhein-westfälischen Außenhandel dar. 
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Dietmar Brockes (FDP) stellt klar, der Ton in der heutigen Ausschusssitzung sei mo-
derater, weil die Landesregierung zwischenzeitlich nachgeliefert habe. In Bezug auf 
ihre Informationspflichten verweist er auf die Ausführungen des Gutachterdienstes In-
formation 18/61. 

André Stinka (SPD) teilt mit, in der SPD-Bundestagsfraktion herrsche eine große Ent-
täuschung darüber, dass man mit der nordrhein-westfälischen Landesregierung einen 
Kompromiss gefunden habe, allerdings nahezu zeitgleich das Moratorium erlassen 
worden sei. Auf die Friktionen in der Windkraftwirtschaft wolle er in diesem Zusam-
menhang gar nicht erst eingehen. Es habe keine Anhörung zum Gesetzentwurf gege-
ben, und das Moratorium sei in einem „schon spannenden Verfahren“ verabschiedet 
worden, von dem man nicht wisse, ob es widerrechtlich gewesen sei. Seine Fraktion 
unterstütze beim Windkraftausbau gerne, für den man dann allerdings auch sauber 
und ordentlich arbeiten müsse. Das Gesetzgebungsverfahren sei aber ein einziges 
Chaos und ein einziges Debakel gewesen. 
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9 Zwischenbilanz ein Jahr Bürgerenergiegesetz (Bericht beantragt von der SPD-

Fraktion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3474  

André Stinka (SPD) kritisiert, bislang finde der Ausbau der erneuerbaren Energien in 
Gewerbeparks zur Direktversorgung kaum statt. Zwar nutzten die Kommunen ihren 
Anteil, aber die Anwohnerinnen und Anwohner erführen keinen Vorteil etwa über ge-
ringere Stromkosten. Seine Fraktion warte die im Bericht angekündigte Evaluation ab. 
Er unterstreicht, Photovoltaik und Beteiligung hätten nach wie vor eine hohe Bedeu-
tung für seine Fraktion. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) stellt fest, mit Blick auf die Vorlaufzeiten des Ge-
setzes sei es für einen guten Überblick noch zu früh, sodass man die Evaluation ab-
warten möge. Im Bericht fänden sich bereits Schlaglichter, wie die finanzielle Teilhabe 
nicht nur für die Standortgemeinden, sondern auch für die örtliche Gemeinschaft mög-
lich werde. Wenn es gut funktioniere, biete dieses Gesetz gute Chancen für den lang-
fristigen Erfolg der Energiewende. 
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10 Transport und Lagerung von CASTOR-THTR/AVR-Behältern und Uranan-

reicherung (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Dietmar Brockes (FDP) bittet mit Blick auf die fortgeschrittene Zeit um einen schriftli-
chen Bericht, um diesen Tagesordnungspunkt in der nächsten Sitzung erneut aufzu-
rufen.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte schlägt vor, heute den mündlichen Bericht der Landes-
regierung entgegenzunehmen und auf dieser Grundlage in der nächsten Ausschuss-
sitzung weiter zu beraten. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) berichtet wie folgt: 

Das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung hat bislang noch keine 
Beförderungsgenehmigung für den Transport der Castor-Behälter von Jülich nach 
Ahaus erteilt; deshalb kann es gegenwärtig auch keinen konkreten Zeitplan geben. 
Allerdings ist ein Entwurf der Transportgenehmigung meinem Haus am 22. Januar 
dieses Jahres im Rahmen der Behördenbeteiligung durch das BASE zugegangen. 
Die Inhalte der Genehmigung sind als „Verschlusssache – nur für den Dienstge-
brauch“ eingestuft und können daher nicht öffentlich diskutiert werden.  

Im Zusammenhang mit der Behördenbeteiligung wurden wir durch das BASE um 
Abgabe einer Stellungnahme gebeten, die gegenwärtig durch die Atomaufsicht mei-
nes Ministeriums erarbeitet wird. Eine valide Zeitplanung wird jedoch auch zukünftig 
dadurch erschwert sein, dass sowohl die Stadt Ahaus, als auch der BUND NRW 
bereits eine Klage gegen die Beförderungsgenehmigung angekündigt haben. Dass 
sich derartige Klageverfahren über einen ungewissen Zeitraum erstrecken, ist all-
gemein bekannt. Hinsichtlich der Option des Neubaus eines Zwischenlagers in Jü-
lich ist der Bund als Hauptzuwendungsgeber gefordert, den erforderlichen Flächen-
erwerb sicherzustellen.  

Andernfalls hat der Bund durch jahrelange Finanzierungsverzögerungen faktisch 
die Transportoption in den Fokus genommen. Die Entscheidung, welche Optionen 
zur Entfernung der Kernbrennstoffe aus dem AVR-Behälterlager in Jülich umgesetzt 
wird, fällt die JEN im Rahmen ihrer unternehmerischen Eigenverantwortung. Sie ist 
dabei an die Vorgabe gebunden, die schnellstmöglich realisierbare Option zu wählen. 

In Ihrer vierten Frage adressieren Sie die Pläne der Urenco Deutschland zur Erwei-
terung der Anlage. In der Presse war von einem Ausbau der Urananreicherungsan-
lage in Gronau die Rede. Ich möchte kurz klarstellen: Mir sind keine Pläne der 
Urenco bekannt, über den genehmigten Rahmen hinaus zusätzliche Trennanlagen 
genehmigen zu lassen. Nach den mir vorliegenden Informationen beziehen sich die 
Planungen der Urenco auf den Erhalt der aktuell genehmigten Anreicherungskapa-
zitäten der Urananreicherungsanlage.  

Um das zu erreichen, werden mit der Zeit defekte Zentrifugen gegen neue Zentrifu-
gen ausgetauscht. Da die Zentrifugentechnologie der Geheimhaltung unterliegt, ist 
auch die Verwertung der ausgefallenen Zentrifugen sehr komplex. Die Urenco plant 
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daher ein genehmigungspflichtiges Reststoffbearbeitungszentrum. Sie sieht vor, die 
defekten Zentrifugen bis zur Realisierung des Reststoffbearbeitungszentrums in ei-
nem neuen Zentrifugenlager aufzubewahren. Für dieses Lager wurde in meinem 
Ministerium am 25. Oktober 2024 ein Genehmigungsantrag vorgelegt, der aktuell 
von der Atomaufsicht geprüft wird. In einem ersten Schritt ist dabei festzustellen, ob 
für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. Über das Er-
gebnis dieser Feststellung wird die Öffentlichkeit informiert. 

Die Antwort auf die Frage zur Urananreicherungsanlage lautet abschließend: Die 
Prüfung des Genehmigungsantrags für das Zentrifugenlager wird noch einige Mo-
nate dauern; hier ist mit einer Genehmigung vor 2026 nicht zu rechnen. Der Termin 
für die Inbetriebnahme kann zu diesem Zeitpunkt von unserer Seite noch nicht ab-
geschätzt werden.  

Dietmar Brockes (FDP) bittet darum, den Sprechzettel der Ministerin zur Verfügung 
zu stellen, und über das weitere Vorgehen auch mit Blick auf die Nichtöffentlichkeit in 
der Obleuterunde zu beraten.  
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11 Langes Warten beim Aufstiegs- und Meister-Bafög (Bericht beantragt von der 

FDP-Fraktion [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3563  

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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12 Zweites Klimaschutzpaket (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3575  

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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13 Verschiedenes 

Der Ausschuss kommt überein, am 3. April 2025 die Hannover-
Messe zu besuchen. 

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 

6 Anlagen 
13.03.2025/14.03.2025 



Freie 
Demokraten 

N.M.Ne.VAMMI» FDP 

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 12.02.2025 mit dem Titel „Wirtschaftswarntag – Was 

unternimmt die Landesregierung?“ unter dem TOP 1 „Konjunkturbericht“

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

Mit der größten jemals gebildeten Wirtschaftsallianz beteiligten sich mehr 

als hundert Verbände und hunderte Unternehmen am bundesweiten 

"Wirtschaftswarntag" am 29. Januar. Mit Kundgebungen und zahlreichen 

dezentralen Aktionen in und von Betrieben auch in Nordrhein-Westfalen haben sie 

auf die dramatische Lage der deutschen Wirtschaft aufmerksam gemacht, 

verbunden mit dem dringenden Appell für weitreichende Reformen. Mit einem 10-

Punkte-Forderungspapier1 machen sich die Verbände für eine Wirtschaftswende 

stark: Dazu zählen unter anderem ein massiver Bürokratieabbau, Senkung von 

Steuern, Sozialabgaben und Energiepreisen, mehr Freihandelsabkommen und ein 

besserer Ausbau der Infrastruktur. 

Ein solches Signal gab es in der Geschichte noch nie. Trotz aller Unterschiede eint 

sie die Sorge um den Wirtschaftsstandort Deutschland. Die Sorge um die 

Zukunftsfähigkeit von Unternehmen und die Sicherheit von Arbeitsplätzen nehme 

zu. Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache: Deutschland steckt in einer 

Wachstumskrise. Das Bruttoinlandsprodukt ist zwei Jahre in Folge geschrumpft, 

und für das laufende Jahr prognostiziert der Internationale Währungsfonds das 

geringste Wachstum unter allen wichtigen Volkswirtschaften weltweit. Auch in 

diesem Jahr ist kaum mit Wachstum zu rechnen. Die Bundesregierung 

prognostiziert für das Jahr 2025 bloß ein Wachstum des Bruttoinlandsprodukts 

(BIP) von 0,3 Prozent. In der vorigen Prognose im Herbst standen noch 1,1 

1 Forderungspapier Wirtschaftswarntag, siehe: 

https://files.insm.de/uploads/2025/01/WWT_Flyer_Forderungen_DinA4-4.pdf

FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 
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Prozent. Auch für 2026 musste die Bundesregierung die Prognose deutlich senken. 

Jetzt liegt die Erwartung nur noch bei 1,1 Prozent anstatt 1,6 Prozent.  

Wir bitten die Landesregierung für kommende Sitzung des Ausschusses um einen 

schriftlichen Bericht dazu, wie jeweils die einzelnen Forderungen des 10-Punkte-

Papiers konkret durch einzelne Maßnahmen in Nordrhein-Westfalen bearbeitet 

und umgesetzt werden. Eine Beratung des Berichts kann gerne unter TOP 1 

Konjunkturbericht  erfolgen.  

Mit freundlichen Grüßen  

Dietmar Brockes MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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WIRTSCHAFTSLEISTUNG STAGNIERT IN NRW 

Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts in Nordrhein-

Westfalen 

2023 bis 2025 Vorquartalsraten und Jahresraten in Pro-

zent 
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Vorquartalsrate -Jahresdurchschnitt 

Eigene Berecnnungen nach Angaben des Arbeitskreises ,Volks-

wirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder. 

Seite 2

3 Die Wirtschaftsleistung in NordrheinDie Wirtschaftsleistung in NordrheinDie Wirtschaftsleistung in Nordrhein-
Westfalen dürfte wie in Deutschland Westfalen dürfte wie in Deutschland Westfalen dürfte wie in Deutschland 
insgesamt zum Jahresende 2024 nochmals insgesamt zum Jahresende 2024 nochmals insgesamt zum Jahresende 2024 nochmals 
zurückgegangen sein. zurückgegangen sein. 

3 Für den Jahresdurchschnitt 2024 ergibt sich Für den Jahresdurchschnitt 2024 ergibt sich Für den Jahresdurchschnitt 2024 ergibt sich 
für Deutschland insgesamt ein Rückgang der für Deutschland insgesamt ein Rückgang der für Deutschland insgesamt ein Rückgang der 
Wirtschaftsleistung von 0,2%. Wirtschaftsleistung von 0,2%. 

3 In NRW dürfte sie nach unserer Schätzung In NRW dürfte sie nach unserer Schätzung In NRW dürfte sie nach unserer Schätzung 
gegenüber dem Vorjahr stagniert haben.gegenüber dem Vorjahr stagniert haben.gegenüber dem Vorjahr stagniert haben.

3 Die etwas günstigere Entwicklung in NRW ist Die etwas günstigere Entwicklung in NRW ist Die etwas günstigere Entwicklung in NRW ist 
vor allem darauf zurückzuführen, dass die vor allem darauf zurückzuführen, dass die vor allem darauf zurückzuführen, dass die 
Dienstleistungen etwas stärker ausgeweitet Dienstleistungen etwas stärker ausgeweitet Dienstleistungen etwas stärker ausgeweitet 
wurden als im Bundesgebiet. wurden als im Bundesgebiet. 

3 Zudem sind die Bauleistungen in NRW Zudem sind die Bauleistungen in NRW Zudem sind die Bauleistungen in NRW 
weniger stark zurückgegangen. weniger stark zurückgegangen. weniger stark zurückgegangen. 

3 Die NRW-Unternehmen büßen auf den Unternehmen büßen auf den 
wichtigen Absatzmärkten USA und China wichtigen Absatzmärkten USA und China wichtigen Absatzmärkten USA und China 
Marktanteile ein.Marktanteile ein.
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PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES 
VERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBES

• Der Produktionsrückgang war Der Produktionsrückgang war Der Produktionsrückgang war Der Produktionsrückgang war Der Produktionsrückgang war Der Produktionsrückgang war 
aufgrund des höheren Anteils an aufgrund des höheren Anteils an aufgrund des höheren Anteils an aufgrund des höheren Anteils an aufgrund des höheren Anteils an aufgrund des höheren Anteils an 
energieintensiver Industrie energieintensiver Industrie energieintensiver Industrie energieintensiver Industrie energieintensiver Industrie 
stärker als im Bundesgebiet.stärker als im Bundesgebiet.stärker als im Bundesgebiet.stärker als im Bundesgebiet.stärker als im Bundesgebiet.stärker als im Bundesgebiet.

• Die Auftragseingänge haben sich Die Auftragseingänge haben sich Die Auftragseingänge haben sich Die Auftragseingänge haben sich Die Auftragseingänge haben sich Die Auftragseingänge haben sich 
auf niedrigem Niveau stabilisiert.auf niedrigem Niveau stabilisiert.auf niedrigem Niveau stabilisiert.auf niedrigem Niveau stabilisiert.auf niedrigem Niveau stabilisiert.auf niedrigem Niveau stabilisiert.

• In der IHKIn der IHK-Umfrage hat sich die Umfrage hat sich die Umfrage hat sich die Umfrage hat sich die 
Lagebeurteilung etwas Lagebeurteilung etwas Lagebeurteilung etwas Lagebeurteilung etwas 
verbessert, die Erwartungen verbessert, die Erwartungen verbessert, die Erwartungen verbessert, die Erwartungen verbessert, die Erwartungen 
haben sich verschlechtert.haben sich verschlechtert.haben sich verschlechtert.haben sich verschlechtert.haben sich verschlechtert.

Seite 3

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHKNach Angaben des Statistischen Bundesamtes, von IT.NRW und von IHK-NRW.

Produktion im Produzierenden GewerbeProduktion im Produzierenden GewerbeProduktion im Produzierenden GewerbeProduktion im Produzierenden GewerbeProduktion im Produzierenden Gewerbe AuftragseingängeAuftragseingänge

Geschäftslage IHKGeschäftslage IHKGeschäftslage IHK Geschäftserwartungen IHKGeschäftserwartungen IHKGeschäftserwartungen IHKGeschäftserwartungen IHKGeschäftslage IHKGeschäftslage IHKGeschäftslage IHK
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PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES PRODUKTIONSINDIZES IN AUSGEWÄHLTEN BRANCHEN DES 
VERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBESVERARBEITENDEN GEWERBES

• Innerhalb der Wirtschaftszweige Innerhalb der Wirtschaftszweige Innerhalb der Wirtschaftszweige Innerhalb der Wirtschaftszweige Innerhalb der Wirtschaftszweige Innerhalb der Wirtschaftszweige 
ist die Entwicklung der ist die Entwicklung der ist die Entwicklung der ist die Entwicklung der 
Produktion in NRW und Produktion in NRW und Produktion in NRW und Produktion in NRW und 
Deutschland sehr ähnlich.Deutschland sehr ähnlich.Deutschland sehr ähnlich.Deutschland sehr ähnlich.Deutschland sehr ähnlich.

• In den energieintensiven In den energieintensiven In den energieintensiven In den energieintensiven In den energieintensiven 
Industrien zeichnet sich ein Industrien zeichnet sich ein Industrien zeichnet sich ein Industrien zeichnet sich ein Industrien zeichnet sich ein 
dauerhafter Verlust an dauerhafter Verlust an dauerhafter Verlust an dauerhafter Verlust an 
Produktion ab. Produktion ab. Produktion ab. 

• Die Ursachen für die Die Ursachen für die Die Ursachen für die Die Ursachen für die 
Produktionsschwäche sind in den Produktionsschwäche sind in den Produktionsschwäche sind in den Produktionsschwäche sind in den Produktionsschwäche sind in den Produktionsschwäche sind in den 
Wirtschaftszweigen sehr Wirtschaftszweigen sehr Wirtschaftszweigen sehr Wirtschaftszweigen sehr Wirtschaftszweigen sehr 
unterschiedlich. unterschiedlich. unterschiedlich. 

Seite 4

Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes und von 

IT.NRW.
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EXPORTSCHWÄCHE AUF WICHTIGEN ABSATZMÄRKTEN 

rwi Seite 5

3 Das Verarbeitende Gewerbe leidet auch unter Das Verarbeitende Gewerbe leidet auch unter Das Verarbeitende Gewerbe leidet auch unter Das Verarbeitende Gewerbe leidet auch unter Das Verarbeitende Gewerbe leidet auch unter Das Verarbeitende Gewerbe leidet auch unter Das Verarbeitende Gewerbe leidet auch unter Das Verarbeitende Gewerbe leidet auch unter Das Verarbeitende Gewerbe leidet auch unter 
einer schwachen Auslandsnachfrage. einer schwachen Auslandsnachfrage. einer schwachen Auslandsnachfrage. einer schwachen Auslandsnachfrage. einer schwachen Auslandsnachfrage. einer schwachen Auslandsnachfrage. einer schwachen Auslandsnachfrage. 

3 Insbesondere die Nachfrage aus China ist Insbesondere die Nachfrage aus China ist Insbesondere die Nachfrage aus China ist Insbesondere die Nachfrage aus China ist Insbesondere die Nachfrage aus China ist Insbesondere die Nachfrage aus China ist Insbesondere die Nachfrage aus China ist Insbesondere die Nachfrage aus China ist 
deutlich gesunken. Ein Grund ist eine deutlich gesunken. Ein Grund ist eine deutlich gesunken. Ein Grund ist eine deutlich gesunken. Ein Grund ist eine deutlich gesunken. Ein Grund ist eine deutlich gesunken. Ein Grund ist eine deutlich gesunken. Ein Grund ist eine 
steigende Wettbewerbsfähigkeit chinesischer steigende Wettbewerbsfähigkeit chinesischer steigende Wettbewerbsfähigkeit chinesischer steigende Wettbewerbsfähigkeit chinesischer steigende Wettbewerbsfähigkeit chinesischer steigende Wettbewerbsfähigkeit chinesischer steigende Wettbewerbsfähigkeit chinesischer steigende Wettbewerbsfähigkeit chinesischer steigende Wettbewerbsfähigkeit chinesischer 
Unternehmen.Unternehmen.Unternehmen.

3 Die Nachfrage aus den USA ist nach wie vor Die Nachfrage aus den USA ist nach wie vor Die Nachfrage aus den USA ist nach wie vor Die Nachfrage aus den USA ist nach wie vor Die Nachfrage aus den USA ist nach wie vor Die Nachfrage aus den USA ist nach wie vor Die Nachfrage aus den USA ist nach wie vor Die Nachfrage aus den USA ist nach wie vor 
hoch, da gestützt von öffentlichen hoch, da gestützt von öffentlichen hoch, da gestützt von öffentlichen hoch, da gestützt von öffentlichen hoch, da gestützt von öffentlichen hoch, da gestützt von öffentlichen 
Maßnahmen die Investitionstätigkeit hoch ist. Maßnahmen die Investitionstätigkeit hoch ist. Maßnahmen die Investitionstätigkeit hoch ist. Maßnahmen die Investitionstätigkeit hoch ist. Maßnahmen die Investitionstätigkeit hoch ist. Maßnahmen die Investitionstätigkeit hoch ist. Maßnahmen die Investitionstätigkeit hoch ist. Maßnahmen die Investitionstätigkeit hoch ist. Maßnahmen die Investitionstätigkeit hoch ist. 

3 Die Einführung von Zöllen würde diese Die Einführung von Zöllen würde diese Die Einführung von Zöllen würde diese Die Einführung von Zöllen würde diese Die Einführung von Zöllen würde diese Die Einführung von Zöllen würde diese Die Einführung von Zöllen würde diese 
Nachfrage dämpfen. Nachfrage dämpfen. Nachfrage dämpfen. Nachfrage dämpfen. 

Exporte von Maschinen und Anlagen in ausgewählte Exporte von Maschinen und Anlagen in ausgewählte Exporte von Maschinen und Anlagen in ausgewählte Exporte von Maschinen und Anlagen in ausgewählte Exporte von Maschinen und Anlagen in ausgewählte Exporte von Maschinen und Anlagen in ausgewählte Exporte von Maschinen und Anlagen in ausgewählte Exporte von Maschinen und Anlagen in ausgewählte Exporte von Maschinen und Anlagen in ausgewählte 

LänderLänder

2008 bis 2023, i2008 bis 2023, i2008 bis 2023, in Tsd. TonnenTsd. Tonnen

Nach Angaben von Nach Angaben von Nach Angaben von Destatis.Destatis.
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AUSGEWÄHLTE AUSGEWÄHLTE AUSGEWÄHLTE AUSGEWÄHLTE RISIKENRISIKEN FÜR DIE FÜR DIE WIRTSCHAFTWIRTSCHAFTWIRTSCHAFT IN NRW

• Die binnenwirtschaftliche Die binnenwirtschaftliche Die binnenwirtschaftliche Die binnenwirtschaftliche Die binnenwirtschaftliche 
Nachfrageschwäche dürfte mit der Nachfrageschwäche dürfte mit der Nachfrageschwäche dürfte mit der Nachfrageschwäche dürfte mit der Nachfrageschwäche dürfte mit der Nachfrageschwäche dürfte mit der 
bevorstehenden Bundestagswahl in bevorstehenden Bundestagswahl in bevorstehenden Bundestagswahl in bevorstehenden Bundestagswahl in bevorstehenden Bundestagswahl in bevorstehenden Bundestagswahl in bevorstehenden Bundestagswahl in 
Zusammenhang stehen. Die für Zusammenhang stehen. Die für Zusammenhang stehen. Die für Zusammenhang stehen. Die für Zusammenhang stehen. Die für Zusammenhang stehen. Die für 
Deutschland zur Verfügung Deutschland zur Verfügung Deutschland zur Verfügung Deutschland zur Verfügung Deutschland zur Verfügung 
stehenden stehenden 
Unsicherheitsindikatoren deuten Unsicherheitsindikatoren deuten Unsicherheitsindikatoren deuten Unsicherheitsindikatoren deuten Unsicherheitsindikatoren deuten Unsicherheitsindikatoren deuten 
darauf hin, dass sich viele darauf hin, dass sich viele darauf hin, dass sich viele darauf hin, dass sich viele darauf hin, dass sich viele 
Unternehmen und Haushalte mit Unternehmen und Haushalte mit Unternehmen und Haushalte mit Unternehmen und Haushalte mit Unternehmen und Haushalte mit Unternehmen und Haushalte mit 
Investitionen bzw. größeren Investitionen bzw. größeren Investitionen bzw. größeren Investitionen bzw. größeren Investitionen bzw. größeren 
Konsumausgaben derzeit Konsumausgaben derzeit Konsumausgaben derzeit Konsumausgaben derzeit Konsumausgaben derzeit 
zurückhalten.zurückhalten.zurückhalten.

• In diesem Zusammenhang ist auch In diesem Zusammenhang ist auch In diesem Zusammenhang ist auch In diesem Zusammenhang ist auch In diesem Zusammenhang ist auch In diesem Zusammenhang ist auch In diesem Zusammenhang ist auch 
von Bedeutung, dass auch die von Bedeutung, dass auch die von Bedeutung, dass auch die von Bedeutung, dass auch die von Bedeutung, dass auch die 
Exporte angesichts konjunktureller Exporte angesichts konjunktureller Exporte angesichts konjunktureller Exporte angesichts konjunktureller Exporte angesichts konjunktureller Exporte angesichts konjunktureller Exporte angesichts konjunktureller 
und struktureller Belastungen nur und struktureller Belastungen nur und struktureller Belastungen nur und struktureller Belastungen nur und struktureller Belastungen nur und struktureller Belastungen nur 
verhalten expandieren werden. verhalten expandieren werden. verhalten expandieren werden. verhalten expandieren werden. verhalten expandieren werden. verhalten expandieren werden. 

Seite 6

Umfragen der IndustrieUmfragen der IndustrieUmfragen der IndustrieUmfragen der Industrie- und Handelskammern NRWs unter ihren Mitgliedern. und Handelskammern NRWs unter ihren Mitgliedern. und Handelskammern NRWs unter ihren Mitgliedern. und Handelskammern NRWs unter ihren Mitgliedern. und Handelskammern NRWs unter ihren Mitgliedern. und Handelskammern NRWs unter ihren Mitgliedern. und Handelskammern NRWs unter ihren Mitgliedern. und Handelskammern NRWs unter ihren Mitgliedern. und Handelskammern NRWs unter ihren Mitgliedern. 

Wirtschaftspolitische RahmenbedingungenWirtschaftspolitische RahmenbedingungenWirtschaftspolitische RahmenbedingungenWirtschaftspolitische RahmenbedingungenWirtschaftspolitische Rahmenbedingungen
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ERSTE ANZEICHEN FÜR EINE ERSTE ANZEICHEN FÜR EINE ERSTE ANZEICHEN FÜR EINE ERSTE ANZEICHEN FÜR EINE ERSTE ANZEICHEN FÜR EINE ERSTE ANZEICHEN FÜR EINE STABILISIERUNGSTABILISIERUNGSTABILISIERUNGSTABILISIERUNG AM ARBEITSMARKTARBEITSMARKTARBEITSMARKTARBEITSMARKT?

• Die anhaltende wirtschaftliche ie anhaltende wirtschaftliche ie anhaltende wirtschaftliche ie anhaltende wirtschaftliche ie anhaltende wirtschaftliche ie anhaltende wirtschaftliche 
Schwäche führte zu einem Anstieg Schwäche führte zu einem Anstieg Schwäche führte zu einem Anstieg Schwäche führte zu einem Anstieg Schwäche führte zu einem Anstieg Schwäche führte zu einem Anstieg 
der Arbeitslosigkeit und der der Arbeitslosigkeit und der der Arbeitslosigkeit und der der Arbeitslosigkeit und der der Arbeitslosigkeit und der 
Kurzarbeit.Kurzarbeit.

• Verhalten positive Signale gibt es erhalten positive Signale gibt es erhalten positive Signale gibt es erhalten positive Signale gibt es erhalten positive Signale gibt es erhalten positive Signale gibt es 
bei der bei der 
sozialversicherungspflichtigen sozialversicherungspflichtigen sozialversicherungspflichtigen sozialversicherungspflichtigen sozialversicherungspflichtigen sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung und der Zahl der Beschäftigung und der Zahl der Beschäftigung und der Zahl der Beschäftigung und der Zahl der Beschäftigung und der Zahl der Beschäftigung und der Zahl der 
offenen Stellen. offenen Stellen. offenen Stellen. 

• Die Arbeitslosenquote dürfte im Die Arbeitslosenquote dürfte im Die Arbeitslosenquote dürfte im Die Arbeitslosenquote dürfte im Die Arbeitslosenquote dürfte im Die Arbeitslosenquote dürfte im 
Jahresmittelwert nahezu Jahresmittelwert nahezu Jahresmittelwert nahezu Jahresmittelwert nahezu Jahresmittelwert nahezu 
stagnieren. Im Bund ist nach 6,0% stagnieren. Im Bund ist nach 6,0% stagnieren. Im Bund ist nach 6,0% stagnieren. Im Bund ist nach 6,0% stagnieren. Im Bund ist nach 6,0% stagnieren. Im Bund ist nach 6,0% 
im Jahr 2024 auch laufenden Jahr im Jahr 2024 auch laufenden Jahr im Jahr 2024 auch laufenden Jahr im Jahr 2024 auch laufenden Jahr im Jahr 2024 auch laufenden Jahr im Jahr 2024 auch laufenden Jahr 
mit 6,0% zu rechnen, in NRW mit 6,0% zu rechnen, in NRW mit 6,0% zu rechnen, in NRW mit 6,0% zu rechnen, in NRW mit 6,0% zu rechnen, in NRW 
verharrt die Arbeitslosenquote in verharrt die Arbeitslosenquote in verharrt die Arbeitslosenquote in verharrt die Arbeitslosenquote in verharrt die Arbeitslosenquote in verharrt die Arbeitslosenquote in 
diesem Jahr mit 7,5% auf dem Wert diesem Jahr mit 7,5% auf dem Wert diesem Jahr mit 7,5% auf dem Wert diesem Jahr mit 7,5% auf dem Wert diesem Jahr mit 7,5% auf dem Wert diesem Jahr mit 7,5% auf dem Wert diesem Jahr mit 7,5% auf dem Wert 
des Vorjahres.des Vorjahres.des Vorjahres.

Seite 7

Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. 

Offene StellenOffene Stellen
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Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit und der Bundesbank. 
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BRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEINBRUTTOINLANDSPRODUKT UND BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN NORDRHEIN-WESTFAWESTFALEN IN LEN IN 
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20202121 20202222 20202323 2024P 2025P

BruttoinlandsproduktBruttoinlandsproduktBruttoinlandsproduktBruttoinlandsprodukt
2,3 0,7 -1,0 0,0,0 0,3

Bruttowertschöpfung aller ProduktionsbereicheBruttowertschöpfung aller ProduktionsbereicheBruttowertschöpfung aller ProduktionsbereicheBruttowertschöpfung aller ProduktionsbereicheBruttowertschöpfung aller ProduktionsbereicheBruttowertschöpfung aller ProduktionsbereicheBruttowertschöpfung aller ProduktionsbereicheBruttowertschöpfung aller Produktionsbereiche 2,4 0,5 -0,8 0,0,0 0,3

darunter:darunter:

Produzierendes Gewerbe ohne BauProduzierendes Gewerbe ohne BauProduzierendes Gewerbe ohne BauProduzierendes Gewerbe ohne BauProduzierendes Gewerbe ohne BauProduzierendes Gewerbe ohne Bau 4,3 -3,2 -4,8 -3,3 -0,8

BaugewerbeBaugewerbe -4,5 -3,2 0,5 -0,0,8 -0,5

DienstleistungsbereicheDienstleistungsbereicheDienstleistungsbereicheDienstleistungsbereiche 2,2 2,1 0,4 0,9 0,6

Handel, Verkehr, Gastgewerbe, Information und Handel, Verkehr, Gastgewerbe, Information und Handel, Verkehr, Gastgewerbe, Information und Handel, Verkehr, Gastgewerbe, Information und Handel, Verkehr, Gastgewerbe, Information und Handel, Verkehr, Gastgewerbe, Information und Handel, Verkehr, Gastgewerbe, Information und Handel, Verkehr, Gastgewerbe, Information und 
KommunikationKommunikationKommunikation

1,8 2,4 -0,7 0,6 -0,3

Finanz-, Versicherungs, Versicherungs, Versicherungs- und Unternehmens-und Unternehmens-und Unternehmens-
dienstleisterdienstleister2

3,3 1,2 0,8 0,3 0,7

Öffentliche und sonstige DienstleisterÖffentliche und sonstige DienstleisterÖffentliche und sonstige DienstleisterÖffentliche und sonstige DienstleisterÖffentliche und sonstige DienstleisterÖffentliche und sonstige Dienstleister3 1,5 2,8 0,9 1,5 1,3
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NRW 
DIE FRAKTION 

SPD 

Andr4 Stinka MdL 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

07.02.2025 

Anmeldung einer Dringlichen Frage zum Thema ‚Ausverkauf bei BP: Sicherung der 
systemrelevanten Raffineriestandorte in NRW" für die Sitzung des Ausschusses für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 12. Februar 2025 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

hiermit beantrage ich eine Dringliche Frage zur Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie am 12. Februar 2025 zum Thema „Ausverkauf bei BP: 
Sicherung der systemrelevanten Raffineriestandorte in NRW". 

Nach der Mitteilung von BP am 6. Februar 2025, den Verkauf der Ruhr Oel GmbH — BP 
Gelsenkirchen mitsamt der Raffinerieanlagen noch im laufenden Jahr anzustreben, 
stehen etwa 2000 Beschäftigte im Ruhrgebiet vor einer ungewissen Zukunft. Darüber 
hinaus steht jedoch auch die Zukunft der Raffinerie in Frage, sollte sich kein Käufer 
finden, der die Anlagen weiterbetreiben will. 

Das ist ein zu vermeidendes Szenario, das die Landesregierung durch eine aktive 
Industriepolitik jetzt verhindern muss. Über die nächsten Schritte verlangen wir daher 
Auskunft im kommenden Wirtschaftsausschuss. Denn Gelsenkirchen mit BP ist neben 
Wesseling mit Shell einer von nur zwei verbleibenden Raffineriestandorten in NRW und 
damit systemrelevant für den Industriestandort Nordrhein-Westfalen. Die 
Grundstoffchemie im Land ist auf Produkte aus Gelsenkirchen wie etwa Naphtha 
angewiesen und im Verbund an die Raffinerie angekoppelt, nicht zuletzt auch der 
Chemiepark Marl. Über diesen Verbund und die nachgelagerte Wertschöpfung sind 
weitere Betriebe und deren Produkte und damit zusätzliche ca. 2500 Arbeitsplätze von 
der Raffinerie in Gelsenkirchen abhängig. Doch nicht nur die Chemieindustrie, sondern 
auch der Flughafen Düsseldorf, der u.a. Treibstoffe für den Luftverkehr aus 
Gelsenkirchen bezieht, ist vom Standort abhängig. 

T 0211.884-26 38 
F 0211.884-31 72 
andre.stinka@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 

#SozialerFortschritt 
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Trotz sinkender Rohölnachfrage und der Nutzung fossiler Energien sind die Produkte der 
Raffinerie Gelsenkirchen in der Phase der Transformation absehbar noch unverzichtbar 
für die Grundstoffchemie, Kunststoffherstellung, den mit Benzin und Diesel fahrenden 
Autoverkehr oder die Kerosin nutzende Luftfahrt. Nach Auffassung der SPD-Fraktion 
werden Raffinerien auch in der klimaneutralen Zukunft gebraucht —für die industriellen 
Vorprodukte, für das chemische Recycling oder für Substitute für klimaschädliche 
Kraftstoffe wie Kerosin, etwa für Sustainable Aviation Fuels. 

Sofern also eine betriebswirtschaftliche Entscheidung des britischen Mutterkonzerns BP 
gegen den Standort Gelsenkirchen für den Verkauf maßgeblich ist, muss die 
Landesregierung die volkswirtschaftliche Bedeutung des Standorts und der wertvollen 
Industriearbeitsplätze in einer strukturschwachen Region erkennen und verfolgen. 

In der 2024 veröffentlichten Energie- und Wärmestrategie der Landesregierung findet 
sich ein vages Bekenntnis zu den Raffinerien: „Darüber hinaus können die beiden 
Raffineriestandorte in Nordrhein-Westfalen einen wichtigen Ausgangspunkt für die 
Verarbeitung von Energieträgern und die Bereitstellung von Grundstoffen für die 
Industrie darstellen. Die Transformation der Raffinerien und deren Rohstoffe ist die 
Voraussetzung für die Defossilisieru ng der folgenden Wertschöpfungsketten und kann 
einen wesentlichen Beitrag zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit und Stärkung 
der Resilienz leisten."' Aus Sicht der SPD-Fraktion kann dies nicht bloß eine Option sein. 

Dieser Erkenntnis folgen seitens der Landesregierung bisher keine Maßnahmen. Auch 
politische Strategien zur Beschreibung von Transformationspfaden für die Raffinerien 
sind nicht bekannt. Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 

Was unternimmt die Landesregierung, um Nordrhein-Westfalens systemrelevante 
Raffineriestandorte wie jetzt konkret Gelsenkirchen-Scholven zu erhalten und zur 
Verhinderung weiterer Abwanderungen der chemischen Industrie sowie neuer 
Rohstoffabhängigkeiten aus dem Ausland in der Transformation in eine 
klimaneutrale Zukunft zu unterstützen? 

Mit freundlichen Grüßen 

Andre Stinka MdL 

https://www.wirtschaft.nrw/system/files/media/document/file/mwike br warmestr 
ategie langfassung web-pdtpdf, 5.17 [07.02.2024]. 
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Freie 
Demokraten 

N.M.Ne.VAMMI» FDP 

or 

11 

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 22.01.2025 unter dem TOP „Arbeitsplanung des 

Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie für das Jahr 

2025

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

Die FDP-Fraktion bittet die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht 

kommenden Sitzung des AWIKE zum Thema Arbeitsplanung des Ministeriums 

für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie für das Jahr 2025.”

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten: 

1. Welche Gesetzesinitiativen aus dem Verantwortungsbereich des 

Ministeriums werden im Jahr 2025 dem Landtag vorgelegt? Wie sieht 

hierzu die genaue Zeitplanung aus? 

2.  Welche Bundesratsinitiativen plant das Ministerium und wann werden 

diese in den Bundesrat eingebracht? 

3. Welche Verordnungen plant das Ministerium und wann werden diese von 

der Landesregierung verabschiedet? Wie wird dabei der Landtag 

beteiligt? 

4. Welche Maßnahmen plant die Landesregierung insbesondere für das Jahr 

2025, um Industrie, Mittelstand und Handwerk von unnötiger Bürokratie, 

einer hohen Steuerlast sowie hohen Energiekosten zu entlasten?  

Mit freundlichen Grüßen  

FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T:  0211 I 884 2750 

F:  0211 I 884 I 3608 

Dietmar.brockes@landtag.nrw.de 

www.fdp-fraktion-nrw.de 

 www.facebook.com/dietmar.brockes 

 www.twitter.com/brockes 

FDP-Landtagsfraktion  

Nordrhein-Westfalen  

Dietmar Brockes MdL 
Stellv. Vorsitzender des 

Ausschusses für Wirtschaft, 

Industrie, Klimaschutz und Energie 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie sowie 

Bergbausicherheit 

Sprecher für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, 

Landwirtschaft, Forsten und 

ländliche Räume 

Düsseldorf, 09. Januar 2025 
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NRW 
DIE FRAKTION 

SPD 

Andr4 Stinka MdL 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-
maschutz und Energie 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

10. 012025 

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sit-

zung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie am 22.01.2025 zum Thema: „Zwischenbilanz ein Jahr Bür-

gerenergiegesetz" 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

vor gut einem Jahr trat am 28. Dezember 2023 das Bürgerenergie-

gesetz Nordrhein-Westfalen in Kraft, das die Bürgerinnen und Bür-

ger im Land an den Fortschritten der Energiewende, konkret des 

Windkraftausbaus, materiell teilhaben lassen soll. 

In den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen so gut wie alle 

Windenergieanlagen, für die nach dem 28.12.2023 ein vollständi-

ger Genehmigungsantrag eingereicht worden ist. Insbesondere 

ausgenommen aus dem Geltungsbereich sind nach § 2 Abs. 3 Bür-

gEnG „Windenergieanlagen, die überwiegend der Eigenversor-

gung eines oder mehrerer Betriebe dienen und [die] innerhalb ei-

nes im jeweiligen Regionalplan festgelegten Bereichs für gewerb-

liche oder industrielle Nutzungen (GIB) liegen." 

Die SPD-Fraktion hatte bereits im Juni 2023 einen solchen Mecha-

nismus in dem Plenarantrag 18/4591 eingefordert, „um Klima-

schutz aktiv anzureizen, die Akzeptanz von 

T 0211.884-26 38 
andre.stinka@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 
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Klimaschutzmaßnahmen zu stärken und letztlich die Bürgerinnen 

und Bürger an der sozial-ökologischen Transformation des Landes 

teilhaben zu lassen." Gewinne aus dem Klimaschutz dürfen nicht 

auf Wenige beschränkt bleiben, während die Kosten der Transfor-

mation vielfach auf Verbraucherinnen und Verbraucher oder die 

öffentlichen Haushalte übertragen werden. Aus diesem Grund war 

die Einführung des Bürgerenergiegesetzes einige Monate später 

grundsätzlich positiv, auch wenn das Gesetz selbst mit Mängeln 

behaftet ist. 

Aus diesem Grund gilt es nach einem Jahr der Geltung Bilanz zu 

ziehen und die Mängelbehebung bzw. Weiterentwicklung dieses 

Mechanismus zu fokussieren. Aus Sicht der SPD-Fraktion ist es im 

Sinne des Anreizes für Klimaschutz und eine gelingende Energie-

wende für eine möglichst breite Beteiligung und verteilungspoliti-

sche Gerechtigkeit zielführend, dass der Mechanismus des Bürge-

renergiegesetzes auch auf große (Freiflächen-)Solaranlagen mit ei-

ner Mindestleistung von 1 MW übertragen wird, wie es für eine 

Gleichbehandlung beider Energieerzeugungsarten analog zu § 6 

EEG 2023 und zur Förderung der noch ausbaufähigen Freiflächen-

Photovoltaik geboten ist. Darüber hinaus ist regelmäßig zu prüfen, 

ob die maximale Flexibilität, um nicht zu sagen Unbestimmtheit, 

der Beteiligungsvereinbarungen zwischen Projektierern und Kom-

munen sowie auch die de facto verteilten Ausschüttungen in der 

Höhe dem Gesetzeszweck genügen. 

Denn nach § 7 Abs. 3 a-g BürgEnG sind Vereinbarungen zwischen 

Vorhabenträger und Kommunen zur Beteiligung der Bürgerinnen 

und Bürger derart flexibel, dass nicht nur die Anwohnerinnen und 

Anwohner direkt profitieren dürfen, sondern auch eine Ausschüt-

tung in die kommunalen Kassen oder zur Finanzierung örtlicher 

Vereine vereinbart werden kann. Ebenso sind finanzielle Beteili-

gungen oder der Kauf ganzer Windenergieanlagen optional, was 

auf Seiten der Begünstigten zunächst die nötige Finanzkraft vo-

raussetzt. Aus diesem Grund hatte die SPD-Fraktion auf einen 
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automatisierten Mechanismus gedrängt, der ohne die Vorleistung 

von eigenen Investitionen Anwohnerinnen und Anwohner direkt 

finanziell begünstigt, etwa über vergünstigte Stromtarife um Um-

kreis des Windrades. 

Die Realität sieht nun anders aus. Dabei war es war bereits in der 

Sachverständigenanhörung zum Gesetzentwurf absehbar gewe-

sen, dass diese Variante der Beteiligung bei der gewährten Flexibi-

lität seitens der Windradinvestoren kaum gewählt werden würde. 

Die Transparenzplattform im Energieatlas NRW weist mit Datum 

vom 19. Dezember 2024 aus, dass bisher lediglich 32 Vorhaben un-

ter das Bürgerenergiegesetz fallen. Von diesen ist erst bei zwei Vor-

haben eine konkrete Beteiligung zwischen Vorhabenträger und 

Kommunen vereinbart worden, nur bei zwei weiteren haben die 

Projektierer bereits Angebote an die Kommunen unterbreitet. Die 

gewählten Beteiligungen sehen vor, dass den Kommunen nach § 6 

EEG sodann 0,2 Cent pro kWh erzeugten Stroms angeboten wer-

den. Darüber hinaus werden in einem Fall in Nideggen gemeinnüt-

zige Vereine oder Stiftungen finanziert und auch ein definierter 

Kreis an Anwohnerinnen und Anwohnern finanziell direkt begüns-

tigt, während im anderen Fall in Borken 45,5 Prozent der Anteile i. 

H. v. 682.500 Euro den Bürgerinnen und Bürgern als „Schwarmfi-

nanzierung" angeboten werden. Die beiden weiteren Angebote, zu 

denen noch keine Vereinbarung getroffen worden ist, sehen je-

weils in Paderborn ebenso eine Zahlung an die Kommunen von 0,2 

Cent pro kWh Strom sowie eine jährliche Pauschale für örtliche ge-

meinnützige Vereine oder Stiftungen vor. In einem der Vorhaben 

soll zudem ein einzelnes Windrad als Bürgerwindrad ausgekoppelt 

werden. 

Die 0,2 Cent pro kWh markieren dabei jedoch die unterste Option 

eines Angebots, da sie nach dem Gesetz als Ersatzbeteiligung fest-

geschrieben sind, sofern keine Einigung zwischen den Akteuren er-

zielt werden kann. Vergünstigte Stromtarife oder Sparprodukte 

Seite 3 

#SozialerFortschritt 
Für die Vielen, 

nicht die Wenigen. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 67 -
 

APr 18/835
 Anlage 5, Seite 3



rr 

wurden damit bisher in keinem Fall vereinbart oder auch nur an-

geboten. Für 28 Vorhaben ist bisher noch gar keine Regelung ge-

troffen worden' 

Deshalb bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen 

schriftlichen wie mündlichen Bericht zur Sitzung des Ausschusses 

für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 22. Januar 

2025. Der Bericht soll dabei insbesondere folgende Fragen beant-

worten: 

1. Laut LEE NRW sind im Jahr 2024 insgesamt 680 Windener-

gieanlagen in NRW genehmigt worden. Wie viele davon 

fallen bereits unter das Regime des Bürgerenergiegesetzes 

und aus welchen Gründen fallen die anderen nicht darun-

ter? 

2. Wie beurteilt die Landesregierung die Einführung des Bür-

gerenergiegesetzes auf die Dynamik des Zubaus und der 

Genehmigungsbeantragung von Windrädern? 

3. Wann rechnet die Landesregierung mit Vereinbarungen 

zwischen Vorhabenträgern und Kommunen in den weite-

ren 28 Fällen, wo bisher keine Vereinbarung getroffen wor-

den ist? 

4. Aus welchen Gründen ist in den bisherigen Fällen lediglich 

die Ersatzbeteiligung in Höhe von 0,2 Cent pro kWh zum 

Tragen gekommen? 

5. Liegen der Landesregierung Hinweise darüber vor, dass ei-

nige der im Gesetz aufgeführten Beteiligungsoptionen 

nach den bisherigen Rückmeldungen von Vorhabenträ-

gern oder Kommunen als ungewünscht abgelehnt werden? 

6. Liegen der Landesregierung Hinweise über Einigungs-

schwierigkeiten zwischen einzelnen Kommunen bzw. 

1 https://www.energieatlas.nrw.de/site/transparenzplattform (09.01.2025) 
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mehreren Standortkommunen auf der einen und Vorha-

benträgern auf der anderen Seite vor? 

7. Wie viele Windenergieanlagen sind seit Geltung des Geset-

zes unter Berufung auf § 2 Abs. 3 BürgEnG vom Anwen-

dungsbereich ausgenommen worden, da sie in einem Ge-

werbegebiet bzw. zur Direktversorgung eines Betriebs ge-

plant wurden? 

8. Inwiefern und mit welchem Ziel plant die Landesregierung 

eine Novellierung des Bürgerenergiegesetzes? 

9. Wie beurteilt die Landesregierung die Ausweitung des An-

wendungsbereichs des Gesetzes auf Solarparks mit einer 

Leistung größer als 1 MW? 

10. Welche nachfolgenden Gesetzesinitiativen in anderen 

Bundesländern oder auf Bundesebene zur Etablierung ver-

gleichbarer Beteiligungsmechanismen sind der Landesre-

gierung bekannt? 

Mit freundlichen Grüßen 

Andre Stinka 
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Freie 
Demokraten 

N.M.Ne.VAMMI» FDP 

er 

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 22.01.2025 unter dem TOP „Transport und Lagerung 

von CASTOR-THTR/AVR-Behältern und Urananreicherung“

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

Die FDP-Fraktion bittet die Landesregierung um einen Bericht für die kommenden 

Sitzung des AWIKE zum Thema Transport und Lagerung von CASTOR-THTR/AVR-

Behältern und Urananreicherung . Die TAZ berichtet in ihrer Ausgabe vom 

13.01.2025, dass die bundeseigene Jülicher Entsorgungsgesellschaft für 

Nuklearanlagen (JEN) die in Jülich lagernden rund 300.000 hoch radioaktiven 

Brennelemente möglichst schnell in das 170 km entfernte Zwischenlager nach 

Ahaus schaffen will und dafür bereits ab dem 13.01.2025 den Kreisverkehr einer 

Landstraße Richtung des Zwischenlagers Ahaus umbauen lassen wollte.  

Hintergrund:  

Im Jahr 2014 wurde die unverzügliche Entfernung der Kernbrennstoffe aus dem 

AVR-Behälterlager durch das NRW-Wirtschaftsministerium atomaufsichtlich 

angeordnet. Zum damaligen Zeitpunkt war nicht ersichtlich, ob und wann die 

Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen als Antragstellerin die 

Nachweise würde erbringen können, die seitens der Genehmigungsbehörde, dem 

Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung, gefordert wurden. Erst im 

Jahr 2022 wurde der JEN seitens des BASE bestätigt, dass der Gesamtkomplex der 

seismischen Bemessung und der davon abhängigen sicherheitstechnisch zu 

bewertenden Auswirkungen mit positivem Prüfergebnis abgeschlossen werden 

könne. 

Unabhängig davon ist die Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen 

weiterhin verpflichtet, die Arbeiten an der Option eines Zwischenlager-Neubaus in 

Jülich fortzuführen. So besteht mit dem für 2023 beschlossenen Haushaltsgesetz 

des Landes NRW für die Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen die 

Möglichkeit, geeignete Flächen nach gutachterlicher Wertermittlung vom Land 

NRW zu erwerben. 
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„Die Genehmigung von Transporten und Zwischen 

ch ermöglicht." 

„grundsätzlich vorzugswürdig". Die parallele Verfolgung der Option eines 

Nemdehda-IIVIMM.. FDP Ministerin Mona Neubaur dazu in einer Pressemitteilung vom 24. Oktober 2023: 

- oder Endlagern sowie 

Risikoabwägungen, Prüfungen und Wirtschaftlichkeitsberechnungen erfolgt auf 

der Bundesebene. Ich möchte klarstellen, dass zum jetzigen Zeitpunkt keine 

Entscheidung für eine der beiden Optionen getroffen wurde. Beide möglichen 

Optionen, der Neubau am Standort Jülich, wie auch der Transport nach Ahaus, 

werden parallel von der zuständigen Gesellschaft JEN vorangetrieben. Richtig ist, 

dass wir als Land hier von den Entscheidungen auf Bundesebene abhängig sind. Die 

Landesregierung NRW hat mit dem für 2023 beschlossenen Haushaltsgesetz den 

Erwerb von geeigneten Landesflächen für einen Zwischenlager-Neubau am 

Standort Jüli

Laut eines Berichts an den Haushaltsausschuss des Bundestages von September 

2022 bewerten die Bundesministerien BMUV, BMBF und BMF die Ahaus-Option als 

Zwischenlager-Neubaus in Jülich solle aus Sicht der Bundesministerien nach 

Durchführung der ersten Transporte beendet werden.  

Vor diesem Hintergrund bitten wir um Berücksichtigung und Beantwortung 

folgender Fragen im Bericht der Landesregierung:  

1. Wie ist der konkrete Zeitplan für den Transport der CASTOR-THTR/AVR-

Behälter? (Bitte zum letztmöglich nachvollziehbaren Zeitpunkt vorliegende 

Terminübersicht darstellen.) 

2. Sowohl ein Zwischenlager-Neubau in Jülich, wie auch der Transport der 

CASTOR-THTR/AVR-Behälter nach Ahaus werden für die weitere Lagerung 

der Brennelemente erwogen.  

Welche neuen Erkenntnisse haben die weiteren Risikoabwägungen, 

Prüfungen und Wirtschaftlichkeitsberechnungen für die Wahl einer der 

beiden Optionen ergeben?  

3. Welche der unter 3. genannten Optionen wird von der Landesregierung 

bevorzugt? (Bitte entsprechende Sachgründe darlegen.)  

4. Für die Gronauer Urananreichungsanlage (UAA) gibt es 

Erweiterungspläne. Seit Oktober 2024 liegt von Seiten des Betreibers 

Urenco ein Genehmigungsantrag für den Bau eines Lagerkomplexes für 

außer Dienst gestellte Uranzentrifugen vor. Ein weiterer Bau ist ebenfalls 

in Planung.  

Wie ist der aktuelle Stand der Genehmigungsverfahren für die geplanten 

Kapazitätserweiterungen der Gronauer Urananreicherungsanlage (UAA)? 

Wann ist mit einer Inbetriebnahme der zusätzlichen Kapazitäten zu 

rechnen?  

Mit freundlichen Grüßen  

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 12.02.2025 für den TOP „Langes Warten beim 

Aufstiegs- und Meister-Bafög“

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

mit einer Berichtanfrage der FDP und Antwort der Landesregierung mit der Vorlage 

18/2241 wurden die langen Bearbeitungszeiten von Anträgen nach dem 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) in der Sitzung des Ausschusses am 

21.02.2024 beraten und debattiert. Die Landesregierung hat dazu im schriftlichen 

Bericht folgendes erklär: „Die langen Bearbeitungszeiten, insbesondere bei der

Festsetzung von unvollständigen Anträgen nach dem 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) innerhalb der Bezirksregierung Köln 

sind für die Landesregierung nicht akzeptabel. Daher wurden bereits seit 

Bekanntwerden des Problems umfangreiche Maßnahmen ergriffen und umgesetzt, 

um das Antragsverfahren im Sinne der Antragstellenden zu beschleunigen.“

Neuerdings bekommen wir wieder zahlreiche Zuschriften, die dokumentieren, dass 

(wieder) erhebliche Bearbeitungsverzögerungen bei Anträgen auf Aufstiegs- und 

Meister-Bafög in Nordrhein-Westfalen anfallen. Die langen Bearbeitungszeiten 

führen vermehrt zu Fortbildungsabbrüchen. Die langen Bearbeitungsdauern 

konterkarieren die staatlichen Bemühungen dem zunehmenden Fachkräftemangel 

zu begegnen. Als ursächlich für die Bearbeitungsverzögerungen wird die zentrale 

Bearbeitung der Anträge bei der Bezirksregierung Köln erachtet. 

Besonders von Bearbeitungsverzögerungen sind Anträge von angehenden 

Erzieherinnen und Erziehern betroffen.  

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu dem Sachverhalt 

und bitten ergänzend darum darzulegen, welche Maßnahmen die Landesregierung 

ergreift, um die Bearbeitungsverzögerungen schnellstmöglich zu beseitigen.   

FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T:  0211 I 884 2750 

F:  0211 I 884 I 3608 

Dietmar.brockes@landtag.nrw.de 

www.fdp-fraktion-nrw.de 

 www.facebook.com/dietmar.brockes 

 www.twitter.com/brockes 

FDP-Landtagsfraktion  

Nordrhein-Westfalen  

Dietmar Brockes MdL 
Stellv. Vorsitzender des Ausschuss 

für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie sowie 

Bergbausicherheit 

Sprecher für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, 

Landwirtschaft, Forsten und 

ländliche Räume 

 Düsseldorf, 31. Januar 2025 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 75 -
 

APr 18/835
 Anlage 7, Seite 1



Freie 
Demokraten 

FDP 

Mit freundlichen Grüßen  

Dietmar Brockes MdL 
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